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A .. Evangelische Kirche in Deutschland 
Nr. 138* Arbeitsrechtliche Kommission der EKD nach 

dem Arbeitsrechtsregelungsgesetz der Evan­
gelischen Kirche in Deutschland (ARRG. 
EKD) vom 10. November 1988. 

Mitglieder Stellvertreter/innen 
a) entsandt vom Rat der EKD 

Herr Frau 
Detlev Fey Sigrid Unkel 
Kirchenamt der EKD Kirchenamt der EKD 
Herrenhäuser Str. 12 Herrenhäuser Str. 12 
30419 Hannover 30419 Hannover 
Herr Herr 
Dietrich Weiß Wolfgang Schilling 
Kirchenamt der EKD Kirchenamt der EKD 
Herrenhäuser Str. 12 Herrenhäuser Str. 12 
30419 Hannover 30419 Hannover 
Herr Herr 
Helmut Herborg Heinrich Krusholz 
Kirchenamt der EKD Kirchenamt der EKD 
Herrenhäuser Str. 12 Herrenhäuser Str. 12 
30419 Hannover 30419 Hannover 
Herr Präsident Frau 
Ernst -J oachim Pagenstecher Dr. Petra Knötzele 
Ev.-ref. Kirche Ev. Kirche in Hessen 

und Nassau 
Saarstr. 6 Paulusplatz 1 
26789 Leer 64285 Darmstadt 

b) entsandt vom Diakonischen Rat 
Herr Frau 
Friedrich Löblein Birgit Adamek 
Diakonisches Werk Diakonisches Werk 
derEKD derEKD 
Stafflenbergstr. 7 6 Stafflenbergstr. 7 6 
70184 Stuttgart 70184 Stuttgart 
Herr Herr 
Dr. Wolfgang Teske Peter Müller 
Diakonisches Werk Diakonisches Werk 
derEKD derEKD 
Stafflenbergstr. 76 Stafflenbergstr. 76 
70184 Stuttgart 70184 Stuttgart 
Herr Herr 
OlafRehren Martin Schempp 
Ev. Missionswerk Dienste in Übersee 
Normannenweg 17-21 Nikolaus-Ott -Str. 13 
20537 Hamburg 70771 Leinfelden-

Echterdingen 
Herr Herr 
Wolfgang Schmidbauer Dr. Hartmut Bauer 
Ev. Zentralstelle Ev. Zentralstelle 
für Entwicklungshilfe für Entwicklungshilfe 
Mittelstr. 37 Mittelstr. 3 7 
53175 Bonn 53175 Bonn 

Mitglieder und stellvertretende Mitglieder der Arbeits­
rechtlichen Kommission der EKD in der dritten Amts­
periode vom 1. Juli 1997 bis 30. Juni 2001 sind nach dem 
Stand vom 17. September 1998: 

Mitglieder Stellvertreter/innen 
c) entsandt von Mitarbeitervertretungen 

Herr Frau 
Dr. Jablonowski Marianne Laube 
Sozialwissenschaftliches Ev. Zentralstelle für 
Institut der EKD Weltanschauungsfragen 
Querenburger Höhe 294 Auguststr. 80 
44801 Bochum 10117 Berlin 
Herr Herr 
Wolfgang Kahl Ernesto Schlieper 
Kirchenamt der EKD Kirchenamt der EKD 
Herrenhäuser Str. 12 Herrenhäuser Str. 12 
30419 Hannover 30419 Hannover 
Herr Herr 
Klaus Meier Dirk Nordmann-

Bromherger 
Landesverbandsleiter i. R. Vors. Richter 

am Landesarbeitsgericht 
Heinr.-Hüner-Str. 7 B Isestr. 69 
29221 Celle - 20149 Hamburg 
Herr Frau 
Wolfgang Tichelmann Carola Fitzner 
Ev. Sozialakademie Ökumenisches 

Studienwerk 
Schloß Friedewald Girondelle 80 
57520 Friedewald 44799 Bochum 
Herr Frau 
Gerhard Raith Christirre Seliger 
Diakonisches Werk der EKD Diakonische Akademie 
Stafflenbergstr. 76 Heinrich-Mann-Str. 31 
70184 Stuttgart 13156 Berlin 
Frau Frau 
Irene Waller-Kächele Karirr Hersehe! 
Diakonisches Werk Diakonisches Werk 
derEKD derEKD 
Stafflenbergstr. 76 Stafflenbergstr. 76 
70184 Stuttgart 70184 Stuttgart 
Frau Herr 
Irene Braun-Vollmer Jörg Schwieger 
Dienste in Übersee Dienste in Übersee 
Nikolaus-Ott-Str. 13 Nikolaus-Ott-Str. 13 
70771 Leinfelden- 70771 Leinfelden-
Echterdingen Echterdingen 
Herr Herr 
Wolfgang Kring Dr. Kar! Schönberg 
Ev. Zentralstelle Ev. Zentralstelle 
für Entwicklungshilfe für Entwicklungshilfe 
Mittelstr. 3 7 Mittelstr. 37 
53175 Bonn 53175 Bonn 
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B .. Zusammenschlüsse von Gliedkirchen 
der Evangelischen Kirche in Deutschland 

Evangelische Kirche der Union 

Nr. 139* Verordnung zur Änderung des Versorgungs­
gesetzes. 

Vom 9. September 1998. 

Der Rat der Evangelischen Kirche der Union hat auf­
grund von Artikel 15 Absatz 3 der Ordnung der Evange­
lischen Kirche der Union folgende Verordnung beschlossen: 

§ 1 

Änderung des Versorgungsgesetzes 

Das Versorgungsgesetz vom '16. Juni 1996 (ABI. EKD 
1996 S. 400) wird wie folgt geändert: 

1. Die Inhaltsübersicht erhält folgende Fassung: 

Inhaltsübersicht 

Abschnitt I 

Allgemeine Bestimmungen 

§ Geltungsbereich 

§ 2 Arten der Versorgung 

§ 2a Verzicht auf Versorgung 

§ 3 Anwendung von Bundesrecht 

§ 4 Ruhegehaltfähige Dienstzeit 

§ 5 Ruhegehaltfähige Dienstbezüge in besonderen 
Fällen 

Abschnitt II 

Ruhegehalt, Wartegeld, 
Übergangsgeld und Unterhaltsbeiträge 

§ 6 Höhe des Ruhegehaltes 

§ 7 Wartegeld 

§ 8 Erlöschen des Wartegeldes 

§ 8a Übergangsgeld, Unterhaltsbeitrag bei Entlassung 
aus dem Probedienst (Entsendungsdienst) 

§ 9 Unterhaltsbeiträge 

§ 10 Unterhaltsbeiträge in Disziplinarverfahren und 
Verfahren bei Lehrbeanstandungen 

Abschnitt III 

Hinterbliebenenversorgung 

§ 11 Unterhaltsbeiträge für Hinterbliebene 

§ 12 Widerruf von Unterhaltsbeiträgen 

Abschnitt IV 

Ruhen der Versorgungsbezüge 

§ 13 Ruhen der Wartestandsbezüge 

§ 14 Zusammentreffen von kirchlichen Versorgungs-
bezügen mit Abgeordnetenbezügen oder mit Ver-
sorgungsbezügen aus einer früheren Abgeordne-
tentätigkeit 

§ 15 Zusammentreffen von Versorgungsbezügen aus 
früherem kirchlichem oder sonstigem öffentli-
ehern Dienst mit kirchlichen Versorgungsbezügen 

Abschnitt V 

Versorgung unter Einbeziehung 
der gesetzlichen Rentenversicherung 

§ 16 Rentenversicherungszuschlag 

§ 17 Rentenamechnung 

§ 18 Steuervorteilsausgleich 

§ 19 Ausfallgarantie 

§ 20 Mitwirkungspflichten 

Abschnitt VI 

Anpassung der Versorgungsbezüge, 
Anwendungsbereich, 

nicht anzuwendende Vorschriften 

§ 21 Anpassung der Versorgungsbezüge 

§ 22 Anwendungsbereich 

§ 23 Nicht anzuwendende Vorschriften 

Abschnitt VII 

Übergangs- und Schlußbestimmungen 

§ 24 Behandlung von Renten nach bisherigem Recht 

§ 25 Anwendung bisherigen und neuen Rechts für am 
1. Januar 1992 vorhandene Versorgungsempfän-
ger oder Versorgungsempfängerinnen 

§ 26 Ruhegehaltssatz für am 31. Dezember 1991 vor-
handene Versorgungsberechtigte 

§ 27 Abweichende Regelungen 

§ 28 Vorläufiger Höchstruhegehaltssatz 

§ 29 lokrafttreten 

2. § 1 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 erhält folgende Fassung: 

(1) Dieses Kirchengesetz regelt - sofern nicht 
etwas anderes bestimmt ist die Versorgung der 
Pfarrer, Pfarrerinnen, Kirchenbeamten und Kirchen­
beamtinnen der Evangelischen Kirche der Union, 
ihrer Gliedkirchen und deren Kirchengemeinden, 
Kirchenkreise und Verbände sowie ihrer Hinterblie­
benen (Versorgungsberechtigte) 

e 
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b) In Absatz 2 Satz 1 werden nach dem Wort »Kirchen­
beamtinnen« die Worte »sowie ihren Hinterbliebe­
nen« eingefügt. 

3. § 2 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 wird folgende neue Nr. 3 eingefügt: 

3. Übergangsgeld, 

b) Die bisherigen Nr. 3 bis 5 werden zu Nr. 4 bis 6. 

4. Nach § 2 wird folgender § 2a eingefügt: 

§ 2a 

Verzicht auf Versorgung 

(1) Versorgungsberechtigte können auf die ihnen zu­
stehende Versorgung weder ganz noch teilweise verzich­
ten. 

(2) Das gliedkirchliche Recht kann eine von Absatz 1 
abweichende Regelung treffen, nach der Versorgungsbe­
rechtigte widerruflich auf einen Teil der Versorgung ver­
zichten können. IJer Verzicht darf den angemessenen 
Lebensunterhalt der Versorgungsberechtigten nicht ge­
fährden. 

5. § 4 wird folgender Absatz 6 angefügt: 

(6) § 13 Absatz 1 des Beamtenversorgungsgesetzes 
findet entsprechende Anwendung. 

6. In der Überschrift von Abschnitt li werden nach dem 
Wort »Wartegeld« ein Komma und das Wort »Über­
gangsgeld« eingefügt. 

7. § 7 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 3 wird gestrichen. 

b) Die bisherigen Absätze 4 und 5 werden zu Absätzen 
3 und 4. 

8. Nach§ 8 wird folgender§ 8a eingefügt: 

§ 8a 

Übergangsgeld, Unterhaltsbeitrag 
bei Entlassung aus dem Probedienst 

(Entsendungsdienst) 

(1) Das Übergangsgeld nach§ 47 des Beamtenversor­
gungsgesetzes erhält der Pfarrer oder die Pfarrerin im 
Probedienst (Entsendungsdienst), dessen oder deren 
Dienstverhältnis durch Entlassung beendet wird. Dies 
gilt nicht bei einer Entlassung gemäß § 21 Absatz 2 
Satz 1 Nr. 2 und § 97 des Pfarrdienstgesetzes. 

(2) § 47 Absatz 5 des Beamtenversorgungsgesetzes 
findet Anwendung, wenn das neue öffentlich-rechtliche 
Dienstverhältnis oder das privatrechtliche Arbeitsver­
hältnis mindestens die Hälfte einer Vollbeschäftigung 
umfaßt. 

(3) Für die Berechnung des Übergangsgeldes ist als 
Beschäftigungszeit die Zeit des ununterbrochenen 
hauptberuflichen Dienstes als Vikar oder Vikarin und als 
Pfarrer oder Pfarrerin im Probedienst (Entsendungs­
dienst) zu berücksichtigen. Dabei werden Zeiten einer 
Freistellung nicht angerechnet. 

(4) Dem Pfarrer im Probedienst (Entsendungsdienst) 
kann anstelle des Übergangsgeldes ein Unterhaltsbeitrag 
nach § 9 Absatz 2 gewährt werden, wenn der Probe­
dienst (Entsendungsdienst) länger als zehn Jahre gedau­
ert hat. 

9. § 9 wird wie folgt geändert: 

a) Folgender neue Absatz 3 wird eingefügt: 

(3) § 22 des Beamtenversorgungsgesetzes bleibt 
unberührt. 

b) Der bisherige Absatz 3 wird Absatz 4 mit der Maß­
gabe, daß in Satz l die Worte »abweichend von den 
Absätzen 1 und 2« sowie der Satz 3 gestrichen wer­
den. 

10. § 11 wird gestrichen. 

11. Der bisherige § 12 wird § 11 mit der Maßgabe, daß in 
Absatz 2 Satz 2 die Angabe»§ 13« durch»§ 12« ersetzt 
wird. 

12. Die bisherigen§§ 13 und 14 werden zu§§ 12 und 13. 

13. Der bisherige~§ 15 wird§ 14 und erhält folgende Fas­
sung: 

§ 14 

Zusammentreffen 
von kirchlichen Versorgungsbezügen 

mit Abgeordnetenbezügen 
oder mit Versorgungsbezügen 

aus einer früheren Abgeordnetentätigkeit 

(1) Erhält ein Versorgungsberechtigter oder eine Ver­
sorgungsberechtigte eine Entschädigung aus der Mit­
gliedschaft im Europäischen Parlament, im Deutschen 
Bundestag oder in einer gesetzgebenden Körperschaft 
eines Landes, so ruhen die Versorgungsbezüge nach die­
sem Kirchengesetz in Höhe von 50 vom Hundert, höch­
stens 50 vom Hundert der Entschädigung aus der Abge­
ordnetentätigkeit 

(2) Erhält ein Versorgungsberechtigter oder eine Ver­
sorgungsberechtigte Versorgungsbezüge aus der Mit­
gliedschaft im Europäischen Parlament, im Deutschen 
Bundestag oder in einer gesetzgebenden Körperschaft 
eines Landes, so ruhen die Versorgungsbezüge nach die­
sem Kirchengesetz in Höhe von 50 vom Hundert des 
Betrages, um den die Summe beider Versorgungsbezüge 
die ruhegehaltfähigen Dienstbezüge nach diesem Kir­
chengesetz übersteigt. 

14. Der bisherige§ 16 wird§ 15 mit folgenden Maßgaben: 

a) In Absatz 1 werden die Worte »in den Wartestand 
oder Ruhestand versetzte« gestrichen. 

b) In Absatz 4 Satz 1 werden das Wort »Haben« durch 
das Wort »Wenn« ersetzt und nach dem Wort »er­
worben« die Worte »haben oder erwerben« einge­
fügt. 

15. Der bisherige § 17 wird § 16. 

16. Der bisherige § 18 wird § 17 und wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 Satz 1 wird durch folgende Sätze ersetzt: 

Auf die nach den Vorschriften dieses Kirchen­
gesetzes errechneten Versorgungsbezüge werden die 
Leistungen aus der gesetzlichen Rentenversiche­
rung, die ausschließlich auf Beitragszahlungen der 
Kirche beruhen, unbeschadet der Regelung über das 
Zusammentreffen von kirchlichen Versorgungs­
bezügen mit Renten in voller Höhe angerechnet. 
Dies gilt auch für Leistungen aus Zeiten, die bei der 
Festsetzung der Rente berücksichtigt wurden, 
jedoch keinen eigenen Rentenanspruch nach dem 
Sechsten Buch des Sozialgesetzbuches (SGB VI) 
begründen. 

b) In Absatz 2 werden die Worte »aufgrund von§ 17 er­
brachten« durch die Worte »für die Leistungen nach 
Absatz 1 berücksichtigten« ersetzt. 
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c) In Absatz 6 werden die Worte »aufgrund von § 17 « 
durch die Worte »nach den Absätzen 1 bis 3« ersetzt. 

d) Folgender Absatz 7 wird angefügt: 

(7) Die Rentenanrechnung wird nach Anwendung 
von Ruhens-, Anrechnungs- und Kürzungsvorschrif­
ten dieses Kirchengesetzes und des Beamtenversor­
gungsgesetzes durchgeführt. 

17. Der bisherige § 19 wird § 18 mit der Maßgabe, daß 
Satz 3 folgende Fassung erhält: 

Sie gilt ferner nicht für das Sterbegeld. 

18. Der bisherige§ 20 wird§ 19 mit folgenden Maßgaben: 

a) In Absatz 2 wird die Angabe »§ 18« durch»§ 17 « er­
setzt. 

b) Absatz 3 Halbsatz 2 erhält folgende Fassung: 

so wird die Versorgung um den durch die Beitragser­
stattung verminderten Teil der Rente gekürzt. 

19. Die bisherigen§§ 21 und 22 werden zu§§ 20 und 21. 

20. Der bisherige § 23 wird § 22 mit der Maßgabe, daß in 
Absatz 1 die Angabe »§§ 9, 10, 12 und 13« durch die 
Angabe»§§ 9 bis 12« ersetzt wird. 

21. Der bisherige § 24 wird § 23 und erhält folgende Fas­
sung: 

§ 23 

Nicht anzuwendende Vorschriften 

§ 4 Absatz 1, § 12b, § 14 Absatz 1 Satz 1 und Ab­
satz 6, § 14a, § 15, § 15a, § 26, § 48, §50 Absatz 4, §59, 
§ 70 und § 85 Absätze 1 bis 5, 9 und 10 des Beamten­
versorgungsgesetzes finden keine Anwendung. 

22. Die bisherigen§§ 25 und 26 werden zu§§ 24 und 25. 

23. Der bisherige § 27 wird§ 26 und wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Satz 1 werden vor dem Wort »bereits« 
die Worte »oder ein unmittelbar vorangehendes 
anderes öffentlich-rechtliches Dienstverhältnis« ein­
gefügt. 

b) In Absatz 2 Satz 1 werden die Worte »bereits vor 
dem 31. Dezember 1991 bestehenden Dienstverhält­
nis« durch die Worte »Dienstverhältnis, das bereits 
vor dem 31. Dezember 1991 bestand oder dem 
unmittelbar em anderes öffentlich-rechtliches 
Dienstverhältnis voranging,« ersetzt. 

c) In Absatz 2 Satz 2 werden nach dem Wort »Dienst­
unfähigkeit« die Worte »oder auf Antrag« eingefügt. 

d) In Absatz 4 Satz 2 wird die Zahl »62.« durch die 
Zahl »63. « ersetzt. 

24. Die bisherigen§§ 28 bis 30 werden zu§§ 27 bis 29. 

§2 

Anwendung der Änderungen 
des Beamtenversorgungsgesetzes 

Die Änderungen des Beamtenversorgungsgesetzes durch 
das Gesetz zur Reform des öffentlichen Dienstrechts 
(Reformgesetz) vom 24. Februar 1997 (BGBl. I 1997 
S. 322) sind mit Wirkung vom 1. Juli 1997 anzuwenden, so­
weit durch diese Verordnung nicht etwas anderes bestimmt 
ist. Ist der Versorgungsfall vor dem 1. Juli 1997 eingetreten, 
bleibt die nach den bis dahin gültigen Bestimmungen fest­
gesetzte ruhegehaltfähige Dienstzeit unverändert. 

§ 3 

Überleitungszulage 

(1) Verringerungen der Versorgungsbezüge infolge der 
Änderung der ruhegehaltfähigen Dienstbezüge aufgrund der 
2. Verordnung zur Änderung der Pfaubesoldungsordnung 
oder der Verordnung zur Änderung der Kirchenbeamten­
besoldungsordnung, beide vom 9. September 1998, werden 
durch eine ruhegehaltfähige Überleitungszulage in Höhe der 
Verringerung ausgeglichen. 

(2) Werden die Versorgungsbezüge allgemein erhöht, so 
ist von demselben Zeitpunkt an auch die Überleitungszulage 
als Bestandteil des Ruhegehalts wie dieses anzupassen. 

(3) Die Gliedkirchen können von den Absätzen 1 und 2 
abweichende Regelungen treffen. Dem Rat sind solche 
Regelungen unverzüglich mitzuteilen. 

§4 

Weitergeltung 
der Steuervorteilsausgleichsverordnung 

Die Steuervorteilsausgleichsverordnung vom 25. Mai 
1994 (ABI. EKD S. 403) gilt als Verordnung nach§ 18 des 
Versorgungsgesetzes weiter. 

§ 5 

Irrkrafttreten 

( l) Diese Verordnung tritt am 1. Januar 1999 in Kraft. Ab­
weichend davon treten§ 1 Nr. 5, die in§ 1 Nr. l3 und 21 be­
stimmten neuen Fassungen der bisherigen §§ 15 und 24 
sowie § 2 am 1 . Juli 1997 in Kraft. 

(2) Die Verordnung wird für die Gliedkirchen in Kraft ge­
setzt, nachdem diese jeweils zugestimmt haben. 

Be r l in, den 9. September 1998 

Der Rat 
der Evangelischen Kirche der Union 

Nr. 140* 2. Verordnung zur Änderung der Kirchen­
beamtenbesoldungsordnung. 

Vom 9. September 1998. 

Der Rat der Evangelischen Kirche der Union hat auf­
grundvon Artikel 15 Absatz 3 der Ordnung der Evangeli­
schen Kirche der Union folgende Verordnung beschlossen: 

§ 1 

Änderung der Kirchenbeamtenbesoldungsordnung 

Die Kirchenbeamtenbesoldungsordnung vom 31. März 
1993 (ABI. EKD S. 281), zuletzt geändert durch Artikel 5 
des Einführungsgesetzes zum Kirchenbeamtengesetz vom 
6. Juni 1998 (ABI. EKD S. 416), wird wie folgt geändert: 

1. Die Inhaltsübersicht erhält folgende Fassung: 

Abschnitt 1 

Allgemeine Vorschriften 

§ Geltungsbereich 

§ 2 Träger der Besoldung 
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Abschnitt 2 

Besoldung 

1. Allgemeine Vorschriften 

§ 3 Besoldung der Kirchenbeamten 

§ 3a Verzicht auf Besoldung 

§ 4 Besoldung während einer Freistellung aus fami­
liären Gründen 

§ 5 Zahlung der Bezüge 

§ 5a Rentenanrechnung auf Besoldung 

2. Grundgehalt 

§ 6 Höhe des Grundgehaltes 

§ 7 Bemessung des Grundgehaltes 

§ 7a Bemessung des Grundgehaltes der Lehrenden an 
Hochschulen 

3. Besoldungsdienstalter 

§ 8 Besoldungsdienstalter im Regelfall 

§ 9 Festsetzung des Besoldungsdienstalters 

4. Zulagen 

§ 10 Amts- und Stellenzulagen 

§ 11 Aufwandsentschädigungen 

§ 12 Ausgleichszulagen 

5. Familienzuschlag 

§ 13 Grundlage des Familienzuschlages 

§ 14 Stufen des Familienzuschlages 

§ 15 Änderung des Familienzuschlages 

6. Mutterschutz und Erziehungsurlaub 

§ 16 Besoldung während der Mutterschutzfrist und des 
Erziehungsurlaubes 

7. Urlaubsgeld 
und vermögenswirksame Leistungen 

§ 17 Urlaubsgeld 

§ 18 Vermögenswirksame Leistungen 

8. Rentenversicherungszuschlag 

§ 19 Rentenversicherungszuschlag 

9. Anwärterbezüge 

§ 20 Anwärterbezüge 

Abschnitt 3 

Übergangs- und Schlußvorschriften 

§ 21 Abweichende Regelungen 

§ 22 Anwendung des staatlichen Besoldungsrechts 

§ 23 Kirchlicher Dienst, außerkirchlicher öffentlicher 
Dienst 

§ 24 Mitwirkungspflicht 

§ 25 Kirchenaufsichtliche Genehmigung 

§ 26 Kirchenbeamte im unmittelbaren Dienst der Evan­
gelischen Kirche der Union 

§ 27 Ausführungs- und Durchführungsbestimmungen 

§ 28 Irrkrafttreten 

2. § l erhält folgende Fassung: 

§ I 

Geltungsbereich 

Diese Verordnung regelt - sofern nicht etwas anderes 
bestimmt ist die Besoldung der Männer und Frauen, 
die nach dem Kirchenbeamtengesetz zur Kirchen­
beamtin oder zum Kirchenbeamten berufen sind. 

3. § 3 wird wie folgt geändert: 

a) Die Überschrift erhält folgende Fassung: 

Besoldung der Kirchenbeamten 

b) In Absatz 1 Nr. 1 wird das Wort »das« gestrichen. 

c) In Absatz 1 Nr. 3 wird das Wort »Ortszuschlag« 
durch das Wort »Familienzuschlag« ersetzt. 

d) In Absatz 2 werden vor dem Wort »folgende« das 
Wort »ferner« eingefügt und folgende Nr. 3 ange­
fügt: 

3. Anwärterbezüge (§ l9a) 

4. § 4 Abs. 1 erhält folgende Fassung: 

(1) Bei Teilbeschäftigung werden die Dienstbezüge 
im gleichen Verhältnis wie die Arbeitszeit gekürzt. 

5. § 5a Satz 2 erhält folgende Fassung: 

Dies gilt auch für Leistungen aus Zeiten, die bei der 
Festsetzung der Rente berücksichtigt wurden, jedoch 
keinen eigenen Rentenanspruch nach dem Sechsten 
Buch des Sozialgesetzbuches (SGB VI) begründen. 

6. § 6 Absatz 3 erhält folgende Fassung: 

(3) Die Grundgehaltssätze ergeben sich aus der 
Anlage. Sie entsprechen einem vom Rat jeweils fest­
zusetzenden Vomhundertsatz (Bemessungssatz) der ver­
gleichbaren Besoldungsgruppen der Bundesbesoldungs­
ordnung. Das gliedkirchliche Recht kann bestimmen, 
daß sich die Grundgehälter nach einem anderen, höch­
stens um fünf Prozentpunkte abweichenden Bemes­
sungssatz als nach Satz 2 bemessen, soweit sie das Ver­
gleichsgrundgehalt nicht übersteigen. Der Rat kann die 
Anlage nach Anhörung des Finanzausschusses und der 
Gliedkirchen durch Bes<;hluß ändern. 

7. § 7 erhält folgende Fassung: 

§7 

Bemessung des Grundgehaltes 

(1) Das Grundgehalt wird, soweit die Anlage nicht 
feste Gehälter vorsieht, nach Stufen bemessen. Das 
Grundgehalt steigt bis zur fünften Stufe im Abstand von 
zwei Jahren, bis zur neunten Stufe im Abstand von drei 
Jahren und darüber hinaus im Abstand von vier Jahren. 

(2) Das Aufsteigen in den Stufen bestimmt sich nach 
dem Besoldungsdienstalter. Das gliedkirchliche Recht 
kann entsprechend den Regelungen des Bundesbesol­
dungsgesetzes vorschreiben, daß sich das Aufsteigen in 
den Stufen auch nach der Leistung bestimmt. Es wird 
mindestens das Anfangsgrundgehalt der jeweiligen Be­
soldungsgruppe gezahlt. 

(3) Der Kirchenbeamte verbleibt in seiner bisherigen 
Stufe, solange er im Zusammenhang mit der Einleitung 
ode.r Durchführung eines förmlichen Disziplinarverfah­
rens beurlaubt oder vorläufig des Dienstes enthoben ist. 
Führt ein Disziplinarverfahren zur Amtsenthebung oder 
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Entfernung aus dem Dienst oder endet das Dienstver­
hältnis durch Entlassung auf Antrag des Kirchen­
beamten oder infolge einer strafgerichtliehen Verurtei­
lung, so erlischt der Anspruch auch für die Zeit des 
Ruhens; ansonsten regelt sich das Aufsteigen im Zeit­
raum der vorläufigen Dienstenthebung nach Absatz 2. 

8. Nach § 7 wird folgender§ 7a eingefügt: 

§ 7a 

Bemessung des Grundgehaltes der Lehrenden 
an kirchlichen Hochschulen 

(1) Das Grundgehalt der Lehrenden an kirchlichen 
Hochschulen mit einer Besoldung nach der Bundes­
besoldungsordnung C wird nach Stufen bemessen und 
steigt von zwei zu zwei Jahren bis zum Endgrundgehalt 
Der Tag, von dem für das Aufsteigen in den Stufen aus­
zugehen ist, bestimmt sich nach dem Besoldungsdienst­
alter. 

(2) Der Ansprufh auf das Aufsteigen in den Stufen 
ruht für die Dauer einer vorläufigen Dienstenthebung. 
§ 7 Absatz 3 Satz 2 Halbsatz 1 gilt entsprechend. 

9. § 8 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 2 Satz 2 werden ein Komma und die Worte 
»bei Professoren mit einer Besoldung nach der Be­
soldungsordnung C das 40. Lebensjahr« angefügt. 

b) In Absatz 3 wird folgender neuer Satz 1 vorange­
stellt: 

Zur Besoldung im Sinne von Absatz 2 gehören 
auch die Vikars- und Anwärterbezüge. 

c) Absatz 3 Satz 2 wird gestrichen. 

d) Absatz 4 erhält folgende Fassung: 

( 4) Absatz 2 gilt nicht für Zeiten 

1. einer Kinderbetreuung bis zu drei Jahren für 
jedes Kind, 

2. einer Beurlaubung ohne Dienstbezüge oder eines 
Wartestandes ohne Wartegeld, wenn die zustän­
dige Stelle schriftlich anerkannt hat, daß die 
Freistellung oder der Wartestand dienstlichen 
Interessen oder kirchlichen Belangen dient, oder 

3. der Wahrnehmung eines Mandats in einem Ge­
setzgebungsorgan, wenn der Kirchenbeamte an­
stelle der Zahlung einer Versorgungsabfindung 
nach den staatlichen Abgeordnetengesetzen be­
antragt, diese Zeit als Dienstzeit im Sinne des 
Besoldungs- und Versorgungsrechts zu berück­
sichtigen. 

10. § 9 wird wie folgt geändert: 

a) Der bisherige Wortlaut wird Absatz 1 mit der Maß­
gabe, daß in Satz 2 das Wort »ist« durch das Wort 
»sind« ersetzt wird. 

b) Folgender Absatz 2 wird angefügt: 

(2) Hat der Kirchenbeamte bei seiner erstmaligen 
Berufung in.ein Kirchenbeamtenverhältnis im Gel­
tungsbereich dieser Verordnung das nach § 8 Ab­
satz 2 maßgebliche Lebensjahr noch nicht vollendet, 
kann von einer förmlichen Festsetzung des Besol­
dungsdienstalters abgesehen werden. 

11. § 10 Absatz 3 wird wie folgt geändert: 

a) Das Wort »Besoldungstabelle« wird durch die Worte 
>>Anlage oder nach gliedkirchlichem Recht« ersetzt. 

b) Es wird folgender Satz 2 angefügt: 

§ 6 Absatz 3 Satz 4 gilt entsprechend. 

12. In§ 11 werden in der Überschrift die Worte >>Andere Zu­
lagen und« und im Wortlaut die Worte >>Zulagen und« 
gestrichen. 

13. § 12 erhält folgende Fassung: 

§ 12 

Ausgleichszulagen 

(1) VelTingern sich die Dienstbezüge eines Kirchen­
beamten, weil 

l. er aus dienstlichen Gründen ohne seine Zustimmung 
versetzt ist oder 

2. er zur Vermeidung der Versetzung in den Ruhestand 
wegen Dienstunfähigkeit anderweitig verwendet 
wird oder 

3. er die vorgeschriebenen besonderen gesundheit­
lichen Anforderungen, ohne daß er dies zu vertreten 
hat, nicht mehr erfüllt und deshalb anderweitig ver­
wendet wird oder 

4. sich die Zuordnung zu seiner Besoldungsgruppe 
nach der Schülerzahl einer Schule richtet und diese 
Voraussetzung wegen zurückgehender Schülerzah­
len nicht mehr erfüllt ist oder 

5. er in die nächsthöhere Laufbahn aufgestiegen ist, 

erhält er eine Ausgleichszulage. Sie wird in Höhe des 
Unterschiedsbetrages zwischen seinen jeweiligen 
Dienstbezügen und den Dienstbezügen gewährt, die ihm 
in seiner bisherigen Verwendung zugestanden hätten; 
Veränderungen in der besoldungsrechtlichen Bewertung 
bleiben unberücksichtigt. Die Ausgleichszulage ist ruhe­
gehaltfähig, soweit sie ruhegehaltfähige Dienstbezüge 
ausgleicht. Die Ausgleichszulage wird Kirchenbeamten 
auf Zeit für die restliche Amtszeit gewährt. Bei jeder Er­
höhung der Dienstbezüge vermindert sich die Aus­
gleichszulage um ein Drittel des Erhöhungsbetrages, so­
weit sie für Stellenzulagen und für Zuschüsse zum 
Grundgehalt für Professoren an Hochschulen gezahlt 
wird. 

(2) VelTingern sich die Dienstbezüge eines Kirchen­
beamten aus anderen dienstlichen Gründen, erhält er 
eine Ausgleichzulage. Sie wird in Höhe des Unter­
schiedsbetrages zwischen seinen neuen Dienstbezügen 
und den Dienstbezügen gewährt, die ihm in seiner bis­
herigen Verwendung zuletzt zugestanden haben. Ab­
satz 1 Satz 3 und 4 gilt entsprechend. Die Ausgleichs­
zulage vermindert sich bei jeder Erhöhung der Dienst­
bezüge um die Hälfte des Erhöhungsbetrages. Sie wird 
nicht gewährt, wenn die VelTingerung der Dienstbezüge 
auf einer Disziplinarmaßnahme in einem disziplinar­
rechtliehen Verfahren beruht. Der Wegfall einer Stellen­
zulage wird nicht ausgeglichen, wenn der Kirchen­
beamte weniger als fünf Jahre zulageberechtigend 
verwendet worden ist. 

(3) Bei der Berufung von Kirchenbeamten im Ruhe­
stand zum Dienst und bei der Überleitung aus dem 
Dienst eines anderen Dienstgebers wird dem Kirchen­
beamten entsprechend Absatz 1 eine ruhegehaltfähige 
Ausgleichszulage gewährt, wenn sein neues Grund­
gehalt niedriger ist als das Grundgehalt, nach dem das 
zuletzt bezogene Ruhegehalt oder die zuletzt bei dem 
bisherigen Dienstgeber bezogenen Dienstbezüge be­
messen waren. 
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(4) Dienstbezüge im Sinne dieser Vorschrift sind 
Grundgehalt, Amts- und Stellenzulagen sowie Zu­
schüsse zum Grundgehalt für Professoren an Hochschu­
len. Zu den Dienstbezügen rechnen auch Uberleitungs­
zulagen und Ausgleichszulagen, soweit sie wegen des 
Wegfalls oder der Verminderung von Dienstbezügen 
nach Satz l gewährt werden. 

14. § 13 wird wie folgt geändert: 

a) Der bisherige Wortlaut wird Absatz 1. 

b) Folgender Absatz 2 wird angefügt: 

§ 6 Absatz 3 Satz 4 gilt entsprechend. 

15. Abschnitt 2 Nr. 5 erhält folgende Fassung: 

5. Familienzuschlag 

§ 13 

Grundlage des Familienzuschlages 

Der Familienzuschlag wird nach der Anlage gewährt. 
Seine Höhe richt~t sich nach der Besoldungsgruppe und 
der Stufe, die den Familienverhältnissen des Kirchen­
beamten entspricht. 

§ 14 

Stufen des Familienzuschlages 

(1) Zur Stufe 1 gehören 

1. verheiratete Kirchenbeamte, 

2. verwitwete Kirchenbeamte, 

3. geschiedene Kirchenbeamte und Kirchenbeamte, 
deren Ehe aufgehoben oder für nichtig erklärt ist, 
wenn sie aus der Ehe zum Unterhalt verpflichtet 
sind, 

4. andere Kirchenbeamte, die eine andere Person nicht 
nur vorübergehend in ihre Wohnung aufgenommen 
haben und ihr Unterhalt gewähren, weil sie gesetz­
lich oder sittlich dazu verpflichtet sind oder aus be­
ruflichen oder gesundheitlichen Gründen ihrer Hilfe 
bedürfen. Dies gilt bei gesetzlicher oder sittlicher 
Verpflichtung zur Unterhaltsgewährung nicht, wenn 
für den Unterhalt der aufgenommenen Person Mittel 
zur Verfügung stehen, die bei einem Kind ein­
schließlich des gewährten Kindergeldes und des kin­
derbezogenen Teils des Familienzuschlages das 
Sechsfache des Betrages der Stufe 1 übersteigen. Als 
in die Wohnung aufgenommen gilt ein Kind auch 
dann, wenn der Kirchenbeamte es auf seine Kosten 
anderweitig untergebracht hat, ohne daß dadurch die 
häusliche Verbindung mit ihm aufgehoben werden 
soll. Beanspruchen mehrere nach dieser Vorschrift 
oder nach vergleichbaren Regelungen für Pfarrer 
und Angestellte des kirchlichen oder außerkirch­
lichen öffentlichen Dienstes Anspruchsberechtigte 
wegen der Aufnahme einer anderen Person oder 
mehrerer anderer Personen in die gemeinsam be­
wohnte Wohnung · einen Familienzuschlag der 
Stufe 1, eine entsprechende Leistung oder einen An­
wärter- oder Vikarsverheiratetenzuschlag, so wird 
der Betrag der Stufe 1 des für den Kirchenbeamten 
maßgebenden Familienzuschlages nach der Zahl der 
Berechtigten anteilig gewährt. 

(2) Zur Stufe 2 und den folgenden Stufen gehören die 
Kirchenbeamten der Stufe 1, denen Kindergeld nach 
dem Einkommensteuergesetz oder nach dem Bundes­
kindergeldgesetz zusteht oder ohne Berücksichtigung 
des § 64 oder § 65 des Einkommensteuergesetzes oder 
des § 3 oder § 4 des Bundeskindergeldgesetzes zustehen 

würde. Die Stufe richtet sich nach der Anzahl der 
berücksichtigungsfähigen Kinder. 

(3) Ledige und geschiedene Kirchenbeamte sowie 
Kirchenbeamte, deren Ehe aufgehoben oder für nichtig 
erklärt ist, denen Kindergeld nach dem Einkommen­
steuergesetzoder nach dem Bundeskindergeldgesetz zu­
steht oder ohne Berücksichtigung des § 64 oder § 65 des 
Einkommensteuergesetzes oder des § 3 oder § 4 des 
Bundeskindergeldgesetzes zustehen würde, erhalten zu­
sätzlich zum Grundgehalt den Unterschiedsbetrag zwi­
schen der Stufe 1 und der Stufe des Familienzuschlages, 
der der Anzahl der berücksichtigungsfähigen Kinder 
entspricht. Absatz 5 gilt entsprechend. 

(4) Stehtger Ehegatte eines Kirchenbeamten als Kir­
chenbeamter, Pfarrer oder privatrechtlich beschäftigter 
Mitarbeiter im kirchlichen Dienst oder ist er auf Grund 
einer solchen Tätigkeit nach beamtenrechtlichen 
Grundsätzen versorgungsberechtigt und stünde ihm 
ebenfalls der Familienzuschlag der Stufe 1 oder einer 
der folgenden Stufen oder eine entsprechende Leistung 
in Höhe von mindestens der Hälfte des Höchstbetrages 
der Stufe 1 des Familienzuschlages zu, so erhält der Kir­
chenbeamte den Betrag der Stufe 1 des für ihn maß­
gebenden Familienzuschlages zur Hälfte; dies gilt auch 
für die Zeit, für die der Ehegatte Mutterschaftsgeld be­
zieht. § 4 Absatz 1 findet auf den nach Satz 1 zu zahlen­
den Betrag keine Anwendung, wenn einer der Ehegatten 
vollbeschäftigt oder nach beamtenrechtlichen Grundsät­
zen versorgungsberechtigt ist oder beide Ehegatten mit 
jeweils mindestens der Hälfte der regelmäßigen Arbeits­
zeit beschäftigt sind. Ist der Ehegatte des Kirchen­
beamten im außerkirchlichen öffentlichen Dienst ( § 40 
Absatz 6 des Bundesbesoldungsgesetzes) beschäftigt 
oder bezieht er auf Grund einer solchen Tätigkeit Ver­
sorgungsbezüge nach beamtenrechtlichen Grundsätzen 
und steht ihm der Betrag nach Satz 1 oder eine entspre­
chende Leistung zu, so entfällt die Zahlung der Stufe 1 
an den Kirchenbeamten. 

(5) Stünde neben dem Kirchenbeamten einer anderen 
Person, die im kirchlichen Dienst steht oder auf Grund 
einer solchen Tätigkeit nach beamtenrechtlichen Grund­
sätzen versorgungsberechtigt ist, der Familienzuschlag 
nach Stufe 2 oder einer der folgenden Stufen zu, so wird 
der auf das Kind entfaltende Betrag des Familien­
zuschlages dem Kirchenbeamten gewährt, wenn und so­
weit ihm das Kindergeld nach dem Einkommensteuer­
gesetz oder nach dem Bundeskindergeldgesetz gewährt 
wird oder ohne Berücksichtigung des § 65 des Emkom­
mensteuergesetzes oder des § 4 des Bundeskindergeld­
gesetzes vorrangig zu gewähren wäre; dem Familien­
zuschlag nach Stufe 2 oder einer der folgenden Stufen 
stehen der Sozialzuschlag für kirchliche Mitarbeiter, 
eine sonstige entsprechende Leistung und das Mutter­
schaftsgeld gleich. Auf das Kind entfällt derjenige Be­
trag, der sich aus der für die Anwendung des Einko~­
mensteuergesetzes maßgebenden Reihenfolge der Km­
der ergibt. § 4 Absatz 1 findet auf den nach Satz 1 zu 
zahlenden Betrag keine Anwendung, wenn einer der An­
spruchs berechtigten im Sinne des Satzes 1 voltbeschäf­
tigt oder nach beamtenrechtlichen Grundsätzen versor­
gungsberechtigt ist oder mehrere Anspruchsberechtigte 
mit jeweils mindestens der Hälfte der regelmäßigen 
Arbeitszeit beschäftigt sind. Steht neben dem Kirchen­
beamten einer anderen Person, die im außerkirchlichen 
öffentlichen Dienst (§ 40 Absatz 6 des Bundesbesol­
dungsgesetzes) beschäftigt oder auf Grund einer solchen 
Tätigkeit nach beamtenrechtlichen Grundsätzen versor­
gungsberechtigt ist, für dasselbe Kind der Familienzu­
schlag oder einer höheren Stufe oder der Sozialzuschlag 
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zu oder würde er ihr zustehen, so entfällt die Zahlung 
des Familienzuschlages für das Kind an den Kirchen­
beamten. Zur Vermeidung einer unbilligen Härte kann 
das Konsistorium (Landeskirchenamt) auf Antrag die 
Berücksichtigung des Kindes zulassen, wenn und so­
lange dem Kirchenbeamten das Sorgerecht für das Kind 
allein zusteht, er das Kind in seinen Haushalt aufgenom­
men hat und er das Kindergeld für das Kind nach dem 
Einkommensteuergesetz oder nach dem Bundeskinder­
geldgesetz erhält. 

(6) Die Absätze 1, 4 und 5 finden entsprechende An­
wendung im Falle einer Tätigkeit des Ehegatten oder der 
anderen Person im Dienst eines sonstigen Dienst- oder 
Arbeitgebers, der die für den außerkirchlichen öffent­
lichen Dienst geltenden besoldungsrechtlichen oder 
tarifrechtliehen Regelungen über Familienzuschläge 
oder Sozialzuschläge oder vergleichbare Regelungen 
anwendet, wenn der Bund, ein Land, eine Gemeinde 
oder andere Körperschaft, Anstalt oder Stiftung des 
öffentlichen Rechts oder ein Verband von solchen durch 
Zahlung von Beiträgen oder Zuschüssen oder in anderer 
Weise beteiligt ist. Soweit sich der Dienst- oder Arbeit­
geber des Ehegatten oder der anderen Person ohne Ein­
schränkung nach den für den außerkirchlichen öffent­
lichen Dienst geltenden besoldungsrechtlichen oder 
tarifrechtliehen Regelungen über den Familienzuschlag 
oder den Sozialzuschlag richtet, gelten jeweils die Ab­
sätze 4 und 5 entsprechend. Ist dies nicht der Fall, wird 
der Familienzuschlag des Kirchenbeamten so berechnet, 
als wäre der Ehegatte oder die andere Person ebenfalls 
im kirchlichen Dienst beschäftigt. 

§ 15 

Änderung des Familienzuschlages 

Der Familienzuschlag wird vom Ersten des Monats 
an gezahlt, in den das hierfür maßgebende Ereignis fällt. 
Er wird nicht mehr gezahlt für den Monat, in dem die 
Anspruchsvoraussetzungen an keinem Tage vorgelegen 
haben. Die Sätze 1 und 2 gelten entsprechend für die 
Zahlung von Teilbeträgen der Stufen des Familien­
zuschlages. 

16. In§ 17 Absatz 2 Satz 3 wird die Angabe »Nr. 2« durch 
die Angabe »Satz 1 Nr. 2« ersetzt. 

17. Abschnitt 2 Nr. 8 wird wie folgt ersetzt: 

8. Rentenversicherungszuschlag 

§ 19 

Rentenversicherungszuschlag 

Der Kirchenbeamte erhält einen Zuschlag in Höhe 
des Versichertenanteils am Pflichtbeitrag zur gesetz­
lichen Rentenversicherung (Rentenversicherungszu­
schlag). Das Nähere bestimmt der Rat durch Verord­
nung. 

9. Anwärterbezüge 

§ 20 

Anwärterbezüge 

(1) Kirchenbeamte auf Widenuf im Vorbereitungs­
dienst (Anwärter) erhalten Anwärterbezüge in entspre­
chender Anwendung der für die Anwärter des Bundes 
geltenden Regelungen. Dies gilt für die jährliche Son­
derzuwendung, das Urlaubsgeld und die vermögens­
wirksamen Leistungen nur, soweit das gliedkirchliche 
Recht diese Zahlungen vorsieht. Zu den Anwärter-

bezügen gehören auch der Kinderbetrag nach Absatz 3 
und der Rentenversicherungszuschlag nach§ 19. 

(2) Steht in Fällen des § 62 Absatz 3 des Bundes­
besoldungsgesetzes der Ehegatte in einem Anwärter­
oder Ausbildungsverhältnis im außerkirchlichen öffent­
lichen Dienst, so erhält der Anwärter als Verheirateten­
zuschlag den Unterschiedsbetrag zwischen der Summe, 
die ihm und dem Ehegatten bei gleichzeitiger Ausbil­
dung im außerkirchlichen öffentlichen Dienst zustehen 
würde, und dem Verheiratetenzuschlag, der dem Ehe­
gatten zusteht. 

(3) Für jedes unterhaltsberechtigende Kind, für das 
dem Anwärter Kindergeld nach dem Einkommensteuer­
gesetz oder naoh dem Bundeskindergeldgesetz zusteht 
oder ohne Berücksichtigung des § 64 oder § 65 des Ein­
kommensteuergesetzesoder § 3 oder§ 4 des Bundeskin­
dergeldgesetzes zustehen würde, wird ein Kinderbetrag 
gezahlt, wenn 

1. der Ehegatte des Anwärters über keine eigenen Be­
züge verfügt oder 

2. der Anwärter unverheiratet ist und von dem anderen 
Elternteil keine regelmäßigen Unterhaltsleistungen 
für sein Kind erhält. 

(4) Die Höhe des Anwärtergrundbetrages, des Verhei­
ratetenzuschlages und des Kinderbetrages ergibt sich 
aus der Anlage. § 6 Absatz 3 Satz 4 gilt entsprechend. 

18. Der bisherige§ 19 wird§ 25. 

19. In Abschnitt 3 werden folgende neue § § 21 bis 24 ein­
gefügt: 

§ 21 

Abweichende Regelungen 

Der Rat kann auf Antrag einer Gliedkirche für deren 
Bereich für einen befristeten Zeitraum durch Beschluß 
von einzelnen Bestimmungen dieser Verordnung abwei­
chende Regelungen treffen. 

§ 22 

Anwendung des staatlichen Besoldungsrechts 

( 1) Soweit nicht in dieser Verordnung Regelungen ge­
troffen sind oder durch sonstiges kirchliches Recht 
etwas anderes bestimmt ist, finden die für die Bundes­
beamten geltenden Besoldungsbestimmungen entspre­
chend Anwendung. Soweit Änderungen der staatlichen 
Bestimmungen kirchlichen Belangen entgegenstehen, 
kann der Rat bestimmen, daß sie vorläufig keine An­
wendung finden; ümerhalb eines Jahres seit Veröffent­
lichung der Änderungen ist endgültig zu entscheiden. 

(2) Bei der Anwendung des staatlichen Besoldungs­
rechts ist der kirchliche Dienst wie öffentlicher Dienst 
zu behandeln. 

(3) § 42a und§ 67 des Bundesbesoldungsgesetzes fin­
den keine Anwendung, soweit nicht das gliedkirchliche 
Recht etwas anderes bestimmt. 

§ 23 

Kirchlicher Dienst, 
außerkirchlicher öffentlicher Dienst 

(1) Kirchlicher Dienst im Sinne dieser Verordnung ist 
die Tätigkeit bei 

a) kirchlichen Körperschaften, Anstalten und Stiftun­
gen des öffentlichen Rechts innerhalb der Evangeli­
schen Kirche in Deutschland, 
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b) beim Bund der Evangelischen Kirchen in der Deut­
schen Demokratischen Republik, seinen Gliedkir­
chen und gliedkirchlichen Zusammenschlüssen, 

c) ausländischen evangelischen Kirchengemeinden, 
die der Evangelischen Kirche in Deutschland oder 
einer ihrer Gliedkirchen angeschlossen sind, 

d) ausländischen evangelischen Kirchen, 

e) evangelischen Kirchengemeinschaften tm In- und 
Ausland. 

Dem kirchlichen Dienst nach Satz l kann die Tätig­
keit bei einer anderen christlichen Kirche im In- und 
Ausland sowie bei missionarischen, diakonischen und 
sonstigen Werken und Einrichtungen christlicher Kir­
chen ohne Rücksicht auf deren Rechtsform gleich­
gestellt werden. 

(2) Außerkirchlicher öffentlicher Dienst im Sinne die­
ser Verordnung ist die Tätigkeit bei einem öffentlich­
rechtlichen Diensthen11 (§ 29 BBesG). § 14 Absatz 4 
und 5 bleibt unb0rührt. 

§ 24 

Mitwirkungspflicht 

Der Kirchenbeamte ist verpflichtet, der zuständigen 
Stelle alle Ereignisse, die sich auf die Zahlung seiner 
Bezüge auswirken können, unverzüglich anzuzeigen 
und auf Verlangen Auskunft zu erteilen. Dazu gehören 
insbesondere alle Änderungen des Familienstandes und 
der Verhältnisse, die die Zahlung des Familienzuschla­
ges beeinflussen, die Änderung von Wohnsitz und Kon­
ten. Kommt der Kirchenbeamte seiner Pflicht gemäß 
Satz l nicht nach, so können die Bezüge ganz oder teil­
weise einbehalten werden, bis die erforderlichen An­
gaben vorliegen. 

20. Der bisherige § 20 wird § 26 mit der Maßgabe, daß in 
Absatz l die Worte »anstelle der Gliedkirche die Evan­
gelische Kirche der Union zuständig ist« durch die 
Worte »an die Stelle der Gliedkirche die Evangelische 
Kirche der Union und an die Stelle des Konsistoriums 
(Landeskirchenamtes) die Kirchenkanzlei tritt« ersetzt 
werden. 

21. Der bisherige § 21 wird gestrichen. 

22. Die bisherigen§§ 22 und 23 werden zu§§ 27 und 28. 

§2 

Überleitungszulage 

(l) Verringerungen des Grundgehaltes aufgrund dieser 
Verordnung werden durch eine ruhegehaltfähige Überlei­
tungszulage ausgeglichen. Sie wird in Höhe des Unter­
schiedsbetrages zwischen dem nach bisherigem Recht 
zustehenden Grundgehalt, Ortszuschlag der Stufe 1 und all­
gemeiner Stellenzulage und dem nach dieser Verordnung 
zustehenden Grundgehalt und allgemeiner Stellenzulage ge­
währt. 

(2) Die Überleitungszulage verringert sich vom Tage 
nach Inkrafttreten dieser Verordnung an bei Erhöhungen des 
Grundgehaltes durch Aufsteigen in den Stufen sowie durch 
Verleihung eines anderen Amtes mit höherem Endgrund­
gehalt (Grundgehalt) um den vollen Betrag der Bezügever­
besserung, bei allgemeinen Erhöhungen der Dienstbezüge 
um die Hälfte des Erhöhungsbetrages. 

(3) Die Gliedkirchen können von Absatz l und 2 abwei­
chende Regelungen treffen. Dem Rat sind solche Regelun­
gen unverzüglich mitzuteilen. 

§ 3 

Weitergeltung 
der Rentenversicherungszuschlagsverordnung 

Die Rentenversicherungszuschlagsverordnung vom 
25. Mai 1994 (ABI. EKD 1994 S. 402) gilt als Verordnung 
nach § 19 Satz 2 der Kirchenbeamtenbesoldungsordnung in 
der ab l. Januar 1999 geltenden Fassung weiter. 

§4 

Inkrafttreten 

Diese Verordnung tritt am l. Januar 1999 in Kraft. Sie 
wird für die Gliedkirchen in Kraft gesetzt, nachdem diese 
jeweils zugestimmt haben. 

Be r l in, den 9. September 1998 

Der Rat 
der Evangelischen Kirche der Union 

Nr. 141* 2. Verordnung zur Änderung der Pfarrbesol­
dungsordnung. 

Vom 9. September 1998. 

Der Rat der Evangelischen Kirche der Union hat auf­
grundvon Artikel 15 Absatz 3 der Ordnung der Evangeli­
schen Kirche der Union folgende Verordnung beschlossen: 

§ l 

Änderung der Pfarrbesoldungsordnung 

Die Pfarrbesoldungsordnung vom 31. März 1993 (ABI. 
EKD 1993 S. 285), zuletzt geändert durch Verordnung vom 
5. Februar 1997 (ABI. EKD 1998 S. 13), wird wie folgt 
geändert: 

I. Die Inhaltsübersicht erhält folgende Fassung: 

Abschnitt 1 

Allgemeine Vorschriften 

§ Geltungsbereich 

§ 2 Träger der Besoldung 

Abschnitt 2 

Besoldung 

l. Allgemeine Vorschriften 

§ 3 Besoldung der Pfarrer 

§ 3a Verzicht auf Besoldung 

§ 4 Besoldung bei eingeschränktem Dienst 

§ 5 Zahlung der Bezüge 

§ 5a Rentenanrechnung auf Besoldung 

2. Grundgehalt, Zulagen 

§ 6 Grundgehalt 

§ 7 Zulagen 

3. Besoldungsdienstalter 

§ 8 Besoldungsdienstalter im Regelfall 

§ 9 Festsetzung des Besoldungsdienstalters 
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4. Familienzuschlag 

§ 10 Grundlage 

§ 11 Stufen des Familienzuschlages 

§ 12 Änderung des Familienzuschlages 

5. Dienstwohnung 

§ 13 Dienstwohnung 

6. Mutterschutz und Erziehungsurlaub 

§ 14 Besoldung während der Mutterschutzfristen und 
des Erziehungsurlaubs 

7. Urlaubsgeld 
und vermögenswirksame Leistungen 

§ 15 Urlaubsgeld 

§ 16 Vermögenswirksame Leistungen 

8. Rent~nversicherungszuschlag 

§ 17 Rentenversicherungszuschlag 

Abschnitt 3 

Bezüge der Vikare 

§ 18 Vikarbezüge 

Abschnitt 4 

Übergangs- und Schlußvorschriften 

§ 19 Abweichende Regelungen 

§ 20 Anwendung des staatlichen Besoldungsrechts 

§ 21 Kirchlicher Dienst, außerkirchlicher öffentlicher 
Dienst 

§ 22 Mitwirkungspflicht 

§ 23 Pfarrer im unmittelbaren Dienst der Evangeli­
schen Kirche der Union 

§ 24 Ausführungs- und Durchführungsbestimmungen 

§ 25 · Inkrafttreten 

2. § 1 erhält folgende Fassung: 

§ 1 

Geltungsbereich 

(1) Diese Verordnung regelt ~ sofern nicht etwas 
anderes bestimmt ist ~ die Besoldung der Männer und 
Frauen, die von der Evangelischen Kirche der Union 
oder einer ihrer Gliedkirchen zum Pfarrer oder zur Pfar­
rerin auf Lebenszeit oder im Probedienst (Entsendungs­
dienst) berufen worden sind. Sie regelt ferner die Be­
züge der Männer und Frauen, die von einer Gliedkirche 
zum Vikar oder zur Vikarin berufen worden sind. 

(2) Die Bestimmungen dieser Verordnung~ mit Aus­
nahme der Bestimmungen über die Unterhaltsbezüge 
der Vikare und Vikarinnen ~ gelten für Pfarrer und 
Pfarrerinnen auf Lebenszeit. Sie finden für Pfarrer und 
Pfarrerinnen im Probedienst (Entsendungsdienst) ent­
sprechend Anwendung, soweit nicht in dieser Verord­
nung oder durch sonstiges kirchliches Recht etwas ande­
res bestimmt ist. 

3. In § 2 Absatz 1 Satz 1 werden nach dem Wort »Anstel­
lungskörperschaft« die Worte >>nach § 24 Absatz 3 des 
Pfarrdienstgesetzes« eingefügt. 

4. § 3 erhält folgende Fassung: 

§ 3 

Besoldung der Pfarrer 

(1) Der Pfarrer erhält die Besoldung von dem Tage 
an, an dem seine Berufung in das Dienstverhältnis als 
Pfarrer der Evangelischen Kirche der Union oder einer 
ihrer Gliedkirche wirksam wird. 

(2) Zur Besoldung gehören 

1. folgende Dienstbezüge: 

a) Grundgehalt, 

b) Zulagen, 

c) Familienzuschlag, 

d) Rente'iwersicherungszuschlag, 

2. folgende sonstige Bezüge, sofern das gliedkirchliche 
Recht nichts anderes bestimmt: 

a) jährliches Urlaubsgeld, 

b) vermögenswirksame Leistungen, 

3. die Dienstwohnung. 

(3) Der Pfarrer erhält die monatliche Besoldung 

1. in Form der Dienstbezüge und der Dienstwohnung 

oder 

2. in Form der Dienstbezüge. 

5. § 4 erhält folgende Fassung: 

§4 

Besoldung bei eingeschränktem Dienst 

Ein Pfarrer, der im eingeschränkten Dienst beschäf­
tigt wird, erhält im Verhältnis seines Dienstes zu dem 
vergleichbaren uneingeschränkten Dienst verringerte 
Dienstbezüge. 

6. § 5a Satz 2 erhält folgende Fassung: 

Dies gilt auch für Leistungen aus Zeiten, die bei der 
Festsetzung der Rente berücksichtigt wurden, jedoch 
keinen eigenen Rentenanspruch nach dem Sechsten 
Buch des Sozialgesetzbuches (SGB VI) begründen. 

7. Abschnitt 2 Nr. 2 erhält folgende Fassung: 

2. Grundgehalt, Zulagen 

§6 

Grundgehalt 

(1) Der Pfarrer erhält ein Grundgehalt, das einem 
Vomhundertsatz (Bemessungssatz) der Besoldungs­
gruppe 13 der Bundesbesoldungsordnung A nach den 
sich aus der Anlage ergebenden Grundgehaltssätzen ent­
spricht. Den Bemessungssatz und die Grundgehaltssätze 
kann der Rat nach Anhörung des Finanzausschusses und 
der Gliedkirchen durch Beschluß ändern. 

(2)Das gliedkirchliche Recht kann bestimmen, 

a) daß Pfarrer in besonders auszuweisenden Pfarrstel­
len von der neunten Stufe an ein Grundgehalt erhal­
ten, das nach Maßgabe des festgesetzten Bemes­
sungssatzes in seiner Höhe der Besoldungsgruppe 
A 14 entspricht, 

b) daß Pfarrer im Probedienst (Entsendungsdienst) ein 
von Satz 1 abweichendes Grundgehalt erhalten, 

c) daß sich das Grundgehalt nach einem anderen, höch­
stens um fünf Prozentpunkte abweichenden Bemes­
sungssatz als nach Satz 1 bemißt, soweit es das Ver­
gleichsgrundgehaltnicht übersteigt. 
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(3) Das Grundgehalt wird nach Stufen bemessen. Das 
Aufsteigen in den Stufen bestimmt sich nach dem Be­
soldungsdienstalter. Das Grundgehalt steigt bis zur fünf­
ten Stufe im Abstand von zwei Jahren, bis zur neunten 
Stufe im Abstand von drei Jahren und darüber hinaus im 
Abstand von vier Jahren. 

( 4) Der Anspruch auf das Aufsteigen in den Stufen 
ruht, solange der Pfaner wegen des Verdachts einer 
Amtspflichtverletzung vorläufig beurlaubt ist. Führt ein 
Disziplinarverfahren zur Entfernung aus dem Dienst 
oder endet das Dienstverhältnis durch Entlassung auf 
Antrag des Pfaners oder infolge strafgerichtlicher Ver­
urteilung, so erlischt der Anspruch auch für die Zeit des 
Ruhens. 

§ 7 

Zulagen 

(1) Der Pfaner mit einem Grundgehalt entsprechend 
der Besoldungsgruppe A 13 erhält eine ruhegehaltfähige 
allgemeine Zulage, deren Höhe sich aus der Anlage er­
gibt. Der Pfan·er im Probedienst (Entsendungsdienst) er­
hält die Zulage nach Satz 1 vom Ersten des Monats an, 
in dem die Zuerkennung der Anstellungsfähigkeit wirk­
sam wird. 

(2) Der Superintendent erhält für die Dauer des 
Superintendentenamtes von der Gliedkirche eine 
ruhegehaltfähige Ephoralzulage in Höhe des Unter­
schiedsbetrages zwischen den Endgrundgehältern der 
Besoldungsgruppen A 14 und A 15. Die Höhe der 
Ephoralzulage ergibt sich aus der Anlage. 

(3) Einem Pfaner kann für die Dauer der Wahrneh­
mung einer Tätigkeit von besonderer Bedeutung eine 
ruhegehaltfähige oder nicht ruhegehaltfähige Zulage ge­
währt werden. Die Zulage muß nach der Ephoralzulage 
(Absatz 2) oder nach dem Unterschied zwischen den 
Dienstbezügen des Pfaners und den Dienstbezügen, die 
er bei Zuordnung zu einer höheren Besoldungsgruppe 
erhalten würde, bemessen werden. Das gleiche gilt für 
den Träger eines leitenden geistlichen Amtes, sofern er 
Inhaber einer Pfanstelle oder ihm ein Predigtauftrag er­
teilt worden ist. Das Nähere regelt das gliedkirchliche 
Recht. 

( 4) Absatz 3 gilt entsprechend für die Inhaber von 
Pfarrstellen der Evangelischen Kirche der Union. 

(5) § 6 Absatz 1 Satz 2 gilt entsprechend. 

8. § 8 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 3 wird nach der Angabe »(3)« folgender 
Satz eingefügt: 

Zur Besoldung im Sinne von Absatz 2 gehören 
auch Vikars- und Anwärterbezüge. 

b) In Absatz 3 wird der bisherige Satz 2 gestrichen. 

c) Absatz 4 erhält folgende Fassung: 

(4) Absatz 2 gilt nicht für Zeiten 

1. einer Kinderbetreuung bis zu drei Jahren für 
jedes Kind, 

2. einer Freistellung oder Beurlaubung ohne 
Dienstbezüge und eines Wartestandes ohne 
Wartegeld, wenn die zuständige Stelle schriftlich 
anerkannt hat, daß die Freistellung oder der 
Wartestand dienstlichen Interessen oder kirch­
lichen Belangen dient, 

3. der Wahrnehmung eines Mandats in einem Ge­
setzgebungsorgan, wenn der Pfaner anstelle der 

Zahlung einer Versorgungsabfindung nach den 
staatlichen Abgeordnetengesetzen beantragt, 
diese Zeit als Dienstzeit im Sinne des Besol­
dungs- und Versorgungsrechts zu berücksichti­
gen. 

9. § 9 wird wie folgt geändert: 

a) Der bisherige Wortlaut wird Absatz 1 mit der Maß­
gabe, daß in Satz 2 das Wort »ist<< durch das Wort 
»sind« ersetzt wird. 

b) Folgender Absatz 2 wird angefügt: 

(2) Hat der Pfarrer bei seiner erstmaligen Be­
rufung in das Pfandienstverhältnis im Geltungs­
bereich dieser Verordnung das 35. Lebensjahr noch 
nicht vollendet, kann von einer förmlichen Festset­
zung des Besoldungsdienstalters abgesehen werden. 

10. Abschnitt 2 Nr. 4 bis 6 werden wie folgt ersetzt: 

4. Familienzuschlag 

§ 10 

Grundlage des Familienzuschlages 

(1) Der Familienzuschlag wird nach der Anlage ge­
währt. Seine Höhe richtet sich nach der Stufe, die den 
Familienverhältnissen des Pfaners entspricht. 

(2) § 6 Absatz 1 Satz 2 gilt entsprechend. 

§11 

Stufen des Familienzuschlages 

( 1) Zur Stufe 1 gehören 

1. verheiratete Pfaner, 

2. verwitwete Pfaner, 

3. geschiedene Pfaner, deren Ehe aufgehoben oder für 
nichtig erklärt ist, wenn sie aus der Ehe zum Unter­
halt verpflichtet sind, 

4. andere Pfaner, die eine andere Person nicht nur 
vorübergehend in ihre Wohnung aufgenommen 
haben und ihr Unterhalt gewähren, weil sie gesetz­
lich oder sittlich dazu verpflichtet sind oder aus be­
ruflichen oder gesundheitlichen Gründen ihrer Hilfe 
bedürfen. Dies gilt bei gesetzlicher oder sittlicher 
Verpflichtung zur Unterhaltsgewährung nicht, wenn 
für den Unterhalt der aufgenommenen Person Mittel 
zur Verfügung stehen, die bei einem Kind ein­
schließlich des gewährten Kindergeldes und des kin­
derbezogenen Teils des Familienzuschlages das 
Sechsfache des Betrages der Stufe 1 übersteigen. Als 
in die Wohnung aufgenommen gilt ein Kind auch 
dann, wenn der Pfaner es auf seine Kosten ander­
weitig untergebracht hat, ohne daß dadurch die häus­
liche Verbindung mit ihm aufgehoben werden soll. 
Beanspruchen mehrere nach dieser Vorschrift oder 
nach vergleichbaren Regelungen für Beamte und 
Angestellte des kirchlichen oder außerkirchlichen 
öffentlichen Dienstes Anspruchsberechtigte wegen 
der Aufnahme einer anderen Person oder mehrerer 
anderer Personen in die gemeinsam bewohnte Woh­
nung einen Familienzuschlag der Stufe 1, eine ent­
sprechende Leistung oder einen Anwärter- oder 
Vikarsverheiratetenzuschlag, so wird der Betrag der 
Stufe 1 des Familienzuschlages nach der Zahl der 
Berechtigten anteilig gewährt. 

(2) Zur Stufe 2 und den folgenden Stufen gehören die 
Pfaner der Stufe 1, denen Kindergeld nach dem Ein­
kommensteuergesetzoder nach dem Bundeskindergeld-
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gesetz zusteht oder ohne Berücksichtigung des § 64 oder 
§ 65 des Einkommensteuergesetzes oder des § 3 oder § 4 
des Bundeskindergeldgesetzes zustehen würde. Die 
Stufe richtet sich nach der Anzahl der berücksichti­
gungsfähigen Kinder. 

(3) Ledige und geschiedene Pfarrer sowie Pfarrer, 
deren Ehe aufgehoben oder für nichtig erklärt ist, denen 
Kindergeld nach dem Einkommensteuergesetz oder 
nach dem Bundeskindergeldgesetz zusteht oder ohne 
Berücksichtigung des § 64 oder § 65 des Einkommeu­
steuergesetzes oder des § 3 oder § 4 des Bundeskinder­
geldgesetzes zustehen würde, erhalten zusätzlich zum 
Grundgehalt den Unterschiedsbetrag zwischen der 
Stufe 1 und der Stufe des Familienzuschlages, der der 
Anzahl der berücksichtigungsfähigen Kinder entspricht. 
Absatz 5 gilt entsprechend. 

(4) Steht der Ehegatte eines Pfarrers als Pfarrer, Kir­
chenbeamter oder privatrechtlich beschäftigter Mit­
arbeiter im kirchlichen Dienst oder ist er auf Grund einer 
solchen Tätigkeit na,.ch beamtenrechtlichen Grundsätzen 
versorgungsberechtigt und stünde ihm ebenfalls der 
Familienzuschlag der Stufe 1 oder einer der folgenden 
Stufen oder eine entsprechende Leistung in Höhe von 
mindestens der Hälfte des Höchstbetrages der Stufe 1 
des Familienzuschlages zu, so erhält der PfatTer den Be­
trag der Stufe 1 des für ihn maßgebenden Familien­
zuschlages zur Hälfte; dies gilt auch für die Zeit, für die 
der Ehegatte Mutterschaftsgeld bezieht. § 4 findet auf 
den nach Satz 1 zu zahlenden Betrag keine Anwendung, 
wenn einer der Ehegatten vollbeschäftigt oder nach be­
amtenrechtlichen Grundsätzen versorgungsberechtigt ist 
oder beide Ehegatten mit jeweils mindestens der Hälfte 
der regelmäßigen Arbeitszeit beschäftigt sind. 

Ist der Ehegatte des PfatTers im außerkirchlichen 
öffentlichen Dienst (§ 40 Absatz 6 des Bundesbesol­
dungsgesetzes) beschäftigt oder bezieht er auf Grund 
einer solchen Tätigkeit Versorgungsbezüge nach be­
amtenrechtlichen Grundsätzen und steht ihm der Betrag 
nach Satz 1 oder eine entsprechende Leistung zu, so ent­
fälltdie Zahlung der Stufe 1 an den Pfarrer. 

(5) Stünde neben dem Pfarrer einer anderen Person, 
die im kirchlichen Dienst steht oder auf Grund einer sol­
chen Tätigkeit nach beamtenrechtlichen Grundsätzen 
versorgungsberechtigt ist, der Familienzuschlag nach 
Stufe 2 oder einer der folgenden Stufen zu, so wird der 
auf das Kind entfallende Betrag des Fatnilienzuschlages 
dem Pfarrer gewährt, wenn und soweit ihm das Kinder­
geld nach dem Einkommensteuergesetz oder nach dem 
Bundeskindergeldgesetz gewährt wird oder ohne Be­
rücksichtigung des § 65 des Einkommensteuergesetzes 

. oder des § 4 des Bundeskindergeldgesetzes vorrangig zu 
gewähren wäre; dem Familienzuschlag nach Stufe 2 
oder einer d~r folgenden Stufen stehen der Sozial­
zuschlag für kirchliche Mitarbeiter, eine sonstige ent­
sprechende Leistung und das Mutterschaftsgeld gleich. 
Auf das Kind entfällt detjenige Betrag, der sich aus der 
für die Anwendung des Einkommensteuergesetzes maß­
gebenden Reihenfolge der Kinder ergibt. § 4 findet auf 
den nach Satz 1 zu zahlenden Betrag keine Anwendung, 
wenn einer der Anspruchsberechtigten im Sinne des 
Satzes l vollbeschäftigt oder nach beamtenrechtlichen 
Grundsätzen versorgungsberechtigt ist oder mehrere 
Anspruchsberechtigte mit jeweils mindestens der Hälfte 
der regelmäßigen Arbeitszeit beschäftigt sind. 

Steht neben dem Pfarrer einer anderen Person, die im 
außerkirchlichen öffentlichen Dienst (§ 40 Absatz 6 des 
Bundesbesoldungsgesetzes) beschäftigt oder auf Grund 
einer solchen Tätigkeit nach beamtenrechtlichen Grund-

sätzen versorgungsberechtigt ist, für dasselbe Kind der 
Familienzuschlag der Stufe 2 oder einer der folgenden 
Stufen zu oder würde er ihr zustehen, so entfällt die Zah­
lung des Familienzuschlages für dieses Kind an den 
PfatTer. Zur Vermeidung einer unbilligen Härte kann das 
Konsistorium (Landeskirchenamt) auf Antrag die Be­
rücksichtigung des Kindes zulassen, wenn und solange 
dem Pfaner das Sorgerecht für das Kind allein zusteht, 
er das Kind in seinen Haushalt aufgenommen hat und er 
das Kindergeld für das Kind nach dem Einkommeu­
steuergesetz oder nach dem Bundeskindergeldgesetz er­
hält. 

(6) Die Absätze l, 4 und 5 finden entsprechende An­
wendung im Fa!le einer Tätigkeit des Ehegatten oder der 
anderen Person im Dienst eines sonstigen Dienst- oder 
Arbeitgebers, der die für den außerkirchlichen öffent­
lichen Dienst geltenden besoldungsrechtlichen oder 
tarifrechtliehen Regelungen über Familienzuschläge 
oder Sozialzuschläge oder vergleichbare Regelungen 
anwendet, wenn der Bund, ein Land, eine Gemeinde 
oder andere Körperschaft, Anstalt oder Stiftung des 
öffentlichen Rechts oder ein Verband von solchen durch 
Zahlung von Beiträgen oder Zuschüssen oder in anderer 
Weise beteiligt ist. Soweit sich der Dienst- oder Arbeit­
geber des Ehegatten oder der anderen Person ohne Ein­
schränkung nach den für den außerkirchlichen öffent­
lichen Dienst geltenden besoldungsrechtlichen oder 
tarifrechtliehen Regelungen über den Familienzuschlag 
oder den Sozialzuschlag richtet, gelten jeweils die Ab­
sätze 4 und 5 entsprechend. Ist dies nicht der Fall, wird 
der Familienzuschlag des Pfaners so berechnet, als wäre 
der Ehegatte oder die andere Person ebenfalls im kirch­
lichen Dienst beschäftigt. 

§ 12 

Änderung des Familienzuschlages 

Der Familienzuschlag wird vom Ersten des Monats 
an gezahlt, in den das hierfür maßgebende Ereignis fällt. 
Er wird nicht mehr gezahlt für den Monat, in dem die 
Anspruchsvoraussetzungen an keinem Tage vorgelegen 
haben. Die Sätze 1 und 2 gelten entsprechend für die 
Zahlung von Teilbeträgen der Stufen des Familien­
zuschlages. 

5. Dienstwohnung 

§ 13 

Dienstwohnung 

(1) Der Pfarrer erhält von der Anstellungskörper­
schaft in der Regel eine Dienstwohnung. Steht neben 
dem Pfarrer auch sein Ehegatte in einem Pfarrdienstver­
hältnis, erhalten beide gemeinsam nur eine Dienstwoh­
nung; in besonderen Fällen kann das Konsistorium 
(Landeskirchenamt) eine Ausnahme zulassen. 

(2) Bei Gewährung einer Dienstwohnung wird auf die 
Dienstbezüge eine Dienstwohnungsvergütung ange­
rechnet. 

Solange die Dienstwohnung während des Erzie­
hungsurlaubs oder einer anderen Beurlaubung oder Frei­
stellung ohne Dienstbezüge dem Pfarrer belassen bleibt, 
hat er eine Nutzungsentschädigung in Höhe der Dienst­
wohnungsvergütung, höchstens jedoch in Höhe des 
Mietwertes zu entrichten. 

(3) Die Höhe der Dienstwohnungsvergütung und die 
weiteren Dienstwohnungsregelungen bestimmt der Rat 
durch Verordnung. 
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11. In Abschnitt 2 wird Nr. 7 zu Nr. 6 und erhält folgende 
Fassung: 

6. Mutterschutz und Erziehungsurlaub 

§ 14 

Besoldung während der Mutterschutzfristen 
und des Erziehungsurlaubs 

Für die Besoldung während der Mutterschutzfristen 
und des Erziehungsurlaubs finden die für die Kirchen­
beamtinnen der Gliedkirchen oder der Evangelischen 
Kirche der Union jeweils geltenden Bestimmungen 
entsprechend Anwendung. Die zugewiesene Dienstwoh­
nung bleibt auch während der Mutterschutzfristen belas­
sen. Satz 2 gilt entsprechend für die Zeit des Erzie­
hungsurlaubs, solange nicht der Verlust der Pfarrstelle 
eintritt. 

12. In Abschnitt 2 werden Nr. 8 zu Nr. 7 und die §§ 18 
und 19 zu§§ 15 und 16. 

13. In Abschnitt 2 wird nach § 16 folgende neue Nr. 8 ange­
fügt: 

8. Rentenversicherungszuschlag 

§ 17 

Rentenversicherungszuschlag 

Der Pfarrer erhält einen Zuschlag in Höhe des Ver­
sichertenanteils am Pflichtbeitrag zur gesetzlichen Ren­
tenversicherung (Rentenversicherungszuschlag). Das 
Nähere bestimmt der Rat durch Verordnung. 

14. Abschnitt 3 erhält folgende Fassung: 

Abschnitt 3 

Bezüge der Vikare 

§ 18 

Vikarsbezüge 

(1) Der Vikar erhält vom Tage der Berufung in das 
Dienstverhältnis aufWiderruf an Vikarsbezüge. Sie wer­
den von der Gliedkirche getragen, in deren Vorberei­
tungsdienst er aufgenommen ist. 

(2) Zu den Vikarsbezügen gehören: 

1. Grundbetrag, 

2. Verheiratetenzuschlag, 

3. Kinderbetrag, 

4. Rentenversicherungszuschlag. 

Zu den Vikarsbezügen gehören ferner, soweit das 
gliedkirchliche Recht diese Zahlung vorsieht, 

1. jährliches Urlaubsgeld, 

2. vermögenswirksame Leistungen. 

(3) Auf den Grundbetrag und den Verheirateten­
zuschlag finden, soweit in dieser Verordnung oder durch 
den Rat nichts anderes bestimmt ist, die Bestimmungen 
des Bundesbesoldungsgesetzes über die Anwärter­
bezüge sinngemäß Anwendung. 

(4) Steht in den Fällen des§ 62 Absatz 3 des Bundes­
besoldungsgesetzes der Ehegatte in einem Anwärter­
oder Ausbildungsverhältnis im außerkirchlichen ötient­
lichen Dienst, so erhält der Vikar als Verheirateten-

zuschlag den Unterschiedsbetrag zwischen der Summe, 
die ihm und dem Ehegatten bei gleichzeitiger Ausbil­
dung im außerkirchlichen öffentlichen Dienst an Verhei­
ratetenzuschlag zustehen würde, und dem Verheirateten­
zuschlag, der dem Ehegatten zusteht. 

(5) Für jedes unterhaltsberechtigende Kind, für das 
dem Vikar Kindergeld nach dem Einkommensteuer­
gesetz oder nach dem Bundeskindergeldgesetz zusteht 
oder ohne Berücksichtigung des § 64 oder § 65 des Ein­
kommensteuergesetzesoder § 3 oder§ 4 des Bundeskin­
dergeldgesetzes zustehen würde, wird ein Kinderbetrag 
gezahlt, wenn 

1. der Ehegatte des Vikars über keine eigenen Bezüge 
verfügt otier 

2. der Vikar unverheiratet ist und von dem anderen 
Elternteil keine regelmäßigen Unterhaltsleistungen 
für sein Kind erhält. 

(6) Die Höhe des Grundbetrages, des Verheirateten­
zuschlages und des Kinderbetrages ergibt sich aus der 
Anlage. § 6 Absatz I Satz 2 gilt entsprechend. 

(7) Auf den Rentenversicherungszuschlag, das 
Urlaubsgeld und die vermögenswirksamen Leistungen 
sowie Bezüge während der Mutterschutzfristen und des 
Erziehungsurlaubs finden die für Pfarrer geltenden 
Regelungen entsprechende Anwendung. 

(8) Die Unterhaltsbezüge werden um die Einkünfte 
vermindert, die der Vikar aus einem Dienst nach § 14a 
Absatz 2 des Pfarrer-Ausbildungsgesetzes erhält. Inso­
fern findet § 65 des Bundesbesoldungsgesetzes keine 
Anwendung. 

(9) Für die Dauer des Urlaubs nach § 16 Absatz 2 des 
Pfarrer-Ausbildungsgesetzes besteht kein Anspruch auf 
Unterhaltsbezüge, soweit nicht im Einzelfall etwas 
anderes bestimmt wird. 

15. In Abschnitt 4 werden folgende § § 19 bis 22 eingefügt: 

§ 19 

Abweichende Regelungen 

Der Rat kann auf Antrag einer Gliedkirche für deren 
Bereich für einen befristeten Zeitraum durch Beschluß 
von einzelnen Bestimmungen dieser Verordnung abwei­
chende Regelungen treffen. 

§ 20 

Anwendung des staatlichen Besoldungsrechts 

( 1) Soweit nicht in dieser Verordnung Regelungen ge­
troffen sind oder durch sonstiges kirchliches Recht 
etwas anderes bestimmt ist, finden die für die Bundes­
beamten geltenden Besoldungsbestimmungen entspre­
chend Anwendung. Soweit Änderungen der staatlichen 
Bestimmungen kirchlichen Belangen entgegenstehen, 
kann der Rat bestimmen, daß sie vorläufig keine An­
wendung finden; innerhalb eines Jahres seit Veröffent­
lichung der Änderungen ist endgültig zu entscheiden. 

(2) Bei der Anwendung des staatlichen Besoldungs­
rechts ist der kirchliche Dienst wie öffentlicher Dienst 
zu behandeln. 

(3) § 42a des Bundesbesoldungsgesetzes findet keine 
Anwendung. § 67 des Bundesbesoldungsgesetzes findet 
keine Anwendung, soweit nicht das gliedkirchliche 
Recht etwas anderes bestimmt. 
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§ 21 

Kirchlicher Dienst, 
außerkirchlicher öffentlicher Dienst 

(1) Kirchlicher Dienst im Sinne dieser Verordnung ist 
die Tätigkeit bei 

a) kirchlichen Körperschaften, Anstalten und Stiftun­
gen des öffentlichen Rechts innerhalb der Evangeli­
schen Kirche in Deutschland, 

b) beim Bund der Evangelischen Kirchen in der Deut­
schen Demokratischen Republik, seinen Gliedkir­
chen und gliedkirchlichen Zusammenschlüssen, 

c) ausländischen evangelischen Kirchengemeinden, 
die der Evangelischen Kirche in Deutschland oder 
einer ihrer Gliedkirchen angeschlossen sind, 

d) ausländischen evangelischen Kirchen, 

e) evangelischen Kirchengemeinschaften tm In- und 
Ausland. . 

Dem kirchlichen Dienst nach Satz 1 kann die Tätig-
keit bei einer anderen christlichen Kirche im In- und 
Ausland sowie bei missionarischen, diakonischen und 
sonstigen Werken und Einrichtungen christlicher Kir­
chen ohne Rücksicht auf deren Rechtsform gleich­
gestellt werden. 

(2) Außerkirchlicher öffentlicher Dienst im Sinne die­
ser Verordnung ist die Tätigkeit bei einem öffentlich­
rechtlichen Dienstherrn im Sinne von § 29 des Bundes­
besoldungsgesetzes. § 11 Absatz 4 und 5 bleibt unbe­
rührt. 

§22 

Mitwirkungspflicht 

Der Pfarrer und der Vikar sind verpflichtet, der zu­
ständigen Stelle alle Ereignisse, die sich auf die Zahlung 
seiner Bezüge auswirken können, unverzüglich anzuzei­
gen und auf Verlangen Auskunft zu erteilen. Dazu 
gehören insbesondere alle Änderungen des Familien­
standes und der Verhältnisse, die die Zahlung des Fami­
lienzuschlages beeinflussen, die Änderung von Wohn­
sitz und Konten. Kommt der Pfarrer oder der Vikar sei­
ner Pflicht gemäß Satz 1 nicht nach, so können die Be­
züge ganz oder teilweise einbehalten werden, bis die er­
forderlichen Angaben vorliegen. 

16. Der bisherige§ 20 wird§ 23. 

17. Der bisherige § 21 wird gestrichen. 

18. Die bisherigen§§ 22 und 23 werden zu§§ 24 und 25. 

§2 

Überleitungszulage 

( 1) Verringerungen des Grundgehaltes aufgrund dieser 
Verordnung werden durch eine ruhegehaltfähige Überlei­
tungszulage ausgeglichen. Sie wird in Höhe des Unter­
schiedsbetrages zwischen der Summe, die sich nach bisheri­
gem Recht aus dem Grundgehalt, dem Ortszuschlag der 
Stufe 1 und der allgemeinen Zulage ergibt und der Summe, 
die sich nach der Anlage zur Pfarrbesoldungsordnung in der 
ab 1. Januar 1999 geltenden Fassung aus dem Grundgehalt 
und der allgemeinen Zulage ergibt, gewährt. 

(2) Die Überleitungszulage .verringert sich vom Tage 
nach Inkrafttreten dieser Verordnung an bei Erhöhungen des 
Grundgehaltes durch Aufsteigen in den Stufen sowie durch 
Verleihung eines anderen Amtes mit höherem Endgrund­
gehalt (Grundgehalt) um den vollen Betrag der Bezügever-

besserung, bei allgemeinen Erhöhungen der Dienstbezüge 
um die Hälfte des Erhöhungsbetrages. 

(3) Die Gliedkirchen können von Absatz 1 und 2 abwei­
chende Regelungen treffen. Dem Rat sind solche Regelun­
gen unverzüglich mitzuteilen. 

§ 3 

Zulage für vorhandene Pfarrer im Probedienst 
(Entsendungsdienst) 

Für Pfarrer im Probedienst (Entsendungsdienst), denen 
die Anstellungsfähigkeit noch nicht zuerkannt ist und die 
bereits vor dem 1. Januar 1999 die Zulage nach § 10 Ab­
satz 1 der Pfarrbesoldungsordnung in der bis zum 
31. Dezember 1998 geltenden Fassung erhalten, findet § 7 
Absatz 1 Satz 2 der Pfarrbesoldungsordnung in der ab 
1. Januar 1999 geltenden Fassung keine Anwendung. 

§4 

Weitergeltung 
der Rentenversicherungszuschlagsverordnung 

Die Rentenversicherungszuschlagsverordnung vom 
25. Mai 1994 (ABI. EKD 1994 S. 402) gilt als Verordnung 
nach § 17 Satz 2 der Pfarrbesoldungsordnung in der ab 
1. Januar 1999 gehenden Fassung weiter. 

§ 5 

Inkrafttreten 

Diese Verordnung tritt am 1. Januar 1999 in Kraft. Sie 
wird für die Gliedkirchen in Kraft gesetzt, nachdem diese 
jeweils zugestimmt haben. 

Be r l in, den 9. September 1998 

Der Rat 
der Evangelischen Kirche der Union 

Nr. 142* Verordnung über die Dienstwohnungen der 
Pfarrerinnen und Pfarrer (Pfarrdienstwoh­
nungsverordnung- PfDWVO). 

Vom 9. September 1998. 

Der Rat der Evangelischen Kirche der Union hat auf­
grundvon Artikel 15 Absatz 3 der Ordnung der Evangeli­
schen Kirche der Union sowie § 47 des Pfarrdienstgesetzes 
und §§ 3 und 13 der Pfarrbesoldungsordnung folgende Ver­
ordnung beschlossen: 

§ 1 

Geltungsbereich 

Diese Verordnung regelt die Voraussetzungen für die Zu­
weisung von Dienstwohnungen sowie die Einzelheiten der 
Begründung, des Inhalts und der Beendigung der Dienst­
wohnungsverhältnisse der Pfarrerinnen und Pfarrer auf 
Lebenszeit oder im Probedienst (Entsendungsdienst). 

§2 

Begriff und Gestellung der Dienstwohnung 

(1) Dienstwohnungen sind Wohnungen oder einzelne 
Wohnräume, die ausdrücklich als Dienstwohnungen be­
stimmt sind und Pfarrerinnen und Pfarrern zugewiesen wer­
den. Das Dienstwohnungsverhältnis ist öffentlich-recht­
licher Natur. Ein Mietvertrag ist nicht abzuschließen. Die 
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Einziehung einer Dienstwohnung oder von Teilen einer 
Dienstwohnung ist mit Zustimmung des Konsistoriums 
(Landeskirchenamtes) zulässig. 

(2) Pfarrerinnen und Pfarrern auf Lebenszeit, die eine Ge­
meindepfarrstelle innehaben oder verwalten, wird in der 
Regel von der Anstellungskörperschaft (§ 24 Absatz 3 
PfDG) eine Dienstwohnung zugewiesen. Ausnahmen be­
dürfen der Zustimmung des Konsistoriums (Landeskirchen­
amtes). 

(3) Pfarrerinnen und Pfarrern auf Lebenszeit, die eine 
andere Pfarrstelle innehaben oder verwalten, kann von der 
Anstellungskörperschaft eine Dienstwohnung zugewiesen 
werden, wenn ihre Anwesenheit oder Einsatzbereitschaft an 
der Dienststätte aus dienstlichen Gründen erforderlich ist 
und sie deshalb in unmittelbarer Nähe der Dienststätte woh­
nen müssen. Die Zuweisung bedarf der Zustimmung des 
Konsistoriums (Landeskirchenamtes). 

(4) Pfarrerinnen und Pfarrern im Probedienst (Entsen­
dungsdienst) kann eine Dienstwohnung zugewiesen wer­
den. 

(5) Steht neben der PfatTerin oder dem Pfarrer auch der 
Ehepartner oder die Ehepartnerin in einem Pfarrdienstver­
hältnis, wird den Eheleuten gemeinsam eine Dienstwoh­
nung zugewiesen. In besonders gelagerten Fällen kann das 
Konsistorium (Landeskirchenamt) Ausnahmen zulassen. 
Eine gemeinsame Dienstwohnung gilt als jedem der beiden 
Eheleute zur Hälfte zugewiesen. 

(6) Pfarrerinnen und Pfarrer sind verpflichtet, die ihnen 
zugewiesene Dienstwohnung zu beziehen (§ 47 Absatz 2 
PfDG). Das Konsistorium (Landeskirchenamt) kann Aus­
nahmen hiervon zulassen . 

§ 3 

Angemessenheit 

( 1) Lage, Größe und Ausstattung der Dienstwohnung sol­
len den dienstlichen Notwendigkeiten, der Amtsstellung 
und den örtlichen Verhältnissen entsprechen. Die geltenden 
Pfarrhausvorschriften sind zu beachten. Ein Anspruch auf 
eine bestimmte Lage, Größe oder Ausstattung der Dienst­
wohnung besteht nicht. 

(2) Ist eine Dienstwohnung nach der Anzahl der Zimmer 
unter Berücksichtigung der Familienangehörigen so groß, 
daß der Umfang einer angemessenen Dienstwohnung über­
schritten wird, so kann der Umfang der Dienstwohnung auf 
Antrag der PfatTerin oder des Pfarrers verringert werden. 
Nicht zugewiesener Raum darf von der Pfarrerin oder dem 
Pfarrer nicht genutzt werden; er kann einer anderweitigen 
Verwendung zugeführt werden. 

§4 

Zuweisung, 
Dauer des Dienstwohnungsverhältnisses 

(1) Die Anstellungskörperschaft weist die Dienstwoh­
nung schriftlich zu. In der Zuweisungsverfügung werde11 die 
Wohnung nach Lage und Größe beschrieben und der Beginn 
des Dienstwohnungsverhältnisses festgestellt. Über die 
Übergabe der Dienstwohnung ist eine Niederschrift anzu­
fertigen. 

(2) Das Dienstwohnungsverhältnis beginnt in der Regel 
mit dem Tage des Dienstbeginns in der Pfarrstelle. Steht die 
Dienstwohnung zu diesem Zeitpunkt noch nicht zur Ver­
fügung oder ist aus anderen Gründen ein früherer oder 
späterer Bezug notwendig, beginnt das Dienstwohnungsver­
hältnis mit dem Tag, der in der Zuweisungsverfügung fest­
gelegt ist. 

(3) Das Dienstwohnungsverhältnis endet 

1. mit dem Ausscheiden aus der Pfarrstelle, 

2. mit der Beendigung des Dienstes bei der Anstellungs­
körperschaft, 

3. mit dem Zeitpunkt, zu dem der Pfanerin oder dem Pfar­
rer das Verlassen der Dienstwohnung gestattet worden 
ist, 

4. mit der Aufhebung der Zuweisung der Dienstwohnung. 

( 4) Für die Räumung der Dienstwohnung ist in den Fällen 
des Absatzes 3 Nr. 1, 2 und 4 eine angemessene Frist zu ge­
währen. In der Regel ist eine Frist von bis zu drei Monaten 
angemessen. 

(5) Beim Tod der Pfarrerin oder des Pfarrers ist den An­
gehörigen, die die Wohnung mitbewohnen, eine Räumungs­
frist von drei Monaten nach Ablauf des Sterbemonats zu ge­
währen. Sind solche Angehörigen nicht vorhanden, ist den 
Erben eine dreißigtägige Räumungsfrist zu gewähren. 

(6) In der Zeit der vorübergehenden weiteren Nutzung sind 
ein monatliches Nutzungsentgelt und die übrigen in dieser 
Verordnung festgelegten Kosten zu zahlen. Das Nutzungsent­
gelt bemißt sich in den Fällen der Absätze 3 und 4 nach der 
letzten Dienstwohnungsvergütung gemäß § 6. Verzögert sich 
die Räumung der Dienstwohnung darüber hinaus, wird dem 
Nutzungsentgelt für die weitere Zeit statt der Dienstwoh­
nungsvergütung der örtliche Mietwert zugrunde gelegt. 

(7) Die Dienstwohnung ist bei ihrer Räumung in ein­
wandfreiem Zustand zurückzugeben. 

§ 5 

Nutzung 

(1) Die Dienstwohnung ist grundsätzlich nur zu Wohn­
zwecken zu nutzen. Sie ist schonend und pfleglich zu be­
handeln. In der Dienstwohnung darf ein Gewerbe oder ein 
anderer als ein kirchlicher Beruf nur mit Einwilligung des 
Konsistoriums (Landeskirchenamtes) ausgeübt werden. 

(2) Die Pfarrerin oder der Pfarrer kann neben dem Ehe­
partner oder der Ehepartnerin und den Kindern weitere Per­
sonen in die Wohnung aufnehmen, wenn sie oder er zu deren 
Unterstützung rechtlich oder sittlich verpflichtet ist und der 
Aufnahme dieser Personen nicht besondere Gründe ent­
gegenstehen. Die Aufnahme sonstiger Personen kann aus­
nahmsweise gestattet werden. 

(3) Die Pfan·erin oder der Pfarrer hat die Zugangswege 
und die an das Dienstwohnungsgrundstück angrenzenden 
Fußgängerflächen sauber zu halten und auf die Verkehrs­
sicherheit zu achten, insbesondere Schnee zu räumen und 
bei Glätte zu streuen. Bei Gebäuden mit mehreren Dienst­
wohnungen oder sonstigen Wohnungen richten sich die 
Pflichten gemäß Satz 1 nach den für das Gebäude festgeleg­
ten Grundsätzen. 

§ 6 

Dienstwohnungsvergütung 

( 1) Für die Dienstwohnung wird der Pfarrerin oder dem 
Pfarrer eine Dienstwohnungsvergütung auf die Dienst­
bezüge angerechnet. Bei einer gemeinsamen Dienstwoh­
nung wird jedem der Eheleute die halbe Dienstwohnungs­
vergütung angerechnet. Die Sätze 1 und 2 gelten auch, 
solange von der Pfarrerin oder dem Pfarrer, bei einer 
gemeinsamen Dienstwohnung von den Eheleuten, die 
Annahme und Nutzung der Dienstwohnung verweigert 
wird, ohne daß eine Ausnahme nach § 2 Absatz 5 zugelassen 
ist. 

(2) Die Dienstwohnungsvergütung bemißt sich nach dem 
örtlichen Mietwert. Der örtliche Mietwert ist bei jeder Neu-
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zuweisungder Dienstwohnung zu überprüfen und festzuset­
zen; er ist ferner mindestens alle drei Jahre zu überprüfen 
und, sofern sich eine Änderung ergibt zum Beginn des näch­
sten Kalendermonats neu festzusetzen. Besteht eine Verein­
barung mit der staatlichen Finanzverwaltung über die 
steuerliche Bewertung der Dienstwohnung, ist der auf der 
Grundlage dieser Vereinbarung ermittelte Mietwert zu­
grunde zu legen. 

(3) Die Dienstwohnungsvergütung darf 20% des Brutta­
dienstbezuges der Pfarrerin oder des Pfarrers nicht überstei­
gen. Erhält auch der Ehepartner der Pfarrerin oder die Ehe­
partnerin des Pfarrers Bezüge aus einem Dienstverhältnis 
als Pfarrer oder Pfarrerin und bewohnen beide Eheleute die­
selbe Dienstwohnung, so darf die Dienstwohnungsver­
gütung 20% der gemeinsamen Bruttodienstbezüge der Ehe­
leute nicht übersteigen. In besonders begründeten Fällen 
können die Gliedkirchen einen niedrigeren Prozentsatz als 
nach Satz 1 und 2 festsetzen, der jedoch 15% nicht unter­
schreiten darf. Bruttodienstbezug ist die Summe aus dem 
Grundgehalt, den Zulagen (einschließlich Ausgleichs- und 
Überleitungszulagen) Ulild der Stufe 1 des Familienzuschla­
ges. Bei einem privatrechtliehen Dienstverhältnis der Pfar­
rerin oder des Pfarrers gilt eine von den Bestimmungen der 
Pfarrbesoldungsordnung abweichend vereinbarte Vergütung 
als Bruttodienstbezug. Dabei bleiben Kinderanteile des 
Familienzuschlages oder ihnen entsprechende Leistungen 
unberücksichtigt. 

(4) Während des Erziehungsurlaubs, einer anderen Frei­
stellung oder einer Beurlaubung ohne Dienstbezüge ist die 
Dienstwohnungsvergütung nach den Absätzen l bis 4 zu 
entrichten. Dabei wird der Bruttodienstbezug im Sinne des 
Absatzes 3 für den letzten vollen Kalendermonat vor dem 
Beginn des Erziehungsurlaubs, der anderen Freistellung 
oder der Beurlaubung zugrunde gelegt; dieser Bruttodienst­
bezug erhöht sich bei künftigen Gehaltsanhebungen in glei­
chem prozentualem Umfang wie die Pfarrbesoldung. Hat 
der Erziehungsurlaub vor dem l. Januar 1999 begonnen, gilt 
für die vor dem l. Januar 1999 festgelegte Dauer dieses Er­
ziehungsurlaubs die bisherige Regelung weiter, soweit sie 
für die Pfarrerin oder den Pfarrer günstiger ist. 

(5) Wird die Dienstwohnung durch Instandsetzungsarbei­
ten oder bauliche Veränderungen in unzumutbarer Weise 
eingeschränkt, ist die Dienstwohnungsvergütung für die 
Dauer dieser Maßnahmen auf Antrag entsprechend zu min­
dern. Dies gilt nicht bei Schönheitsreparaturen. 

§ 7 

Instandhaltung und bauliche Veränderungen 

(1) Für die bauliche Instandhaltung der Dienstwohnung 
ist die Anstellungskörperschaft zuständig. Sie ist berechtigt, 
laufende Instandsetzungsarbeiten sowie bauliche Verände­
rungen, die zur Erhaltung des Hausgrundstückes oder der 
Dienstwohnungsräume, zur Abwendung drohender Gefah­
ren oder zur Beseitigung von Schäden oder aus sonstigen 
Gründen notwendig werden, auch ohne Zustimmung der 
Pfarrerin oder des Pfarrers auszuführen. 

(2) Die Pfarrerin oder der Pfarrer ist verpflichtet, der An­
stellungskörperschaft die Schäden zu ersetzen, die durch sie 
oder ihn, zum Haushalt gehörende Personen, Besucher, 
Haustiere oder privat beauftragte Handwerker verursacht 
werden. 

§ 8 

Schönheitsreparaturen 

(1) Die Anstellungskörperschaft übergibt die Dienstwoh­
nung zu Beginn des Dienstwohnungsverhältnisses in ge­
brauchsfähigem Zustand. 

(2) Die Pfarrerin oder der Pfarrer hat innerhalb der vom 
Konsistorium (Landeskirchenamt) festgesetzten Fristen die 
notwendigen Schönheitsreparaturen durchzuführen oder 
durchführen zu lassen. Ist die Dienstwohnung bei Einzug 
der Pfan·erin oder des Pfarrers nicht renoviert worden, so 
sind bei der nächsten Schönheitsreparatur der Pfarrerin oder 
dem Pfaner die Kosten entsprechend dem Anteil der zu be­
achtenden Frist, die vor dem Einzugstag liegt, von der An­
stellungskörperschaft zu erstatten. 

(3) Schönheitsreparaturen sind die erforderlichen Maler­
und Tapezierarbeiten. Zu ihnen gehören insbesondere das 
Anstreichen oder Tapezieren der Wände und Decken inner­
halb der Wohnung und das Anstreichen der Türen und Fen­
ster von innen, der Heizkörper, Heizungsrohre und anderen 
über Putz liegenden Versorgungsleitungen sowie der Ein­
bauschränke. 

§ 9 

Nebenkosten 

( 1) Die Pfarrerin oder der Pfaner trägt die Kosten, die aus 
der Nutzung der Dienstwohnung entstehen, insbesondere 
die Kosten 

l . der Heizung und Warmwasserversorgung einschließlich 
der Reinigung und Wartung der Heizungsanlage, Immis­
sionsmessungen und Kehrgebühren (ausgenommen die 
Kosten der Reinigung und Beschichtung von Öltanks), 

2. des Strom- und Gasverbrauches einschließlich der Zäh­
lergebühren, 

3. des Wasserverbrauches, 

4. für Abwasser (ausgenommen Kosten für Oberflä­
chenwasser-Abführung), 

5. der Müllabfuhr, 

6. für Kabelanschlüsse (laufende Gebühren). 

(2) Ist die Dienstwohnung an eine Heizungsanlage ange­
schlossen, aus der mehrere Wohnungen versorgt werden, so 
sollen die Kosten zu 70% nach dem erfaßten Wärmever­
brauch und zu 30% nach der Wohnfläche verteilt werden. 
Dies gilt für Warmwasserversorgungsanlagen entsprechend. 

(3) Ist die Dienstwohnung an eine Heizungsanlage ange­
schlossen, die auch der Heizung anderer Räume dient, soll 
der Verbrauch für die Wohnung durch eine Meßeinrichtung 
erfaßt werden. Dies gilt für Warmwasserversorgungs­
aulagen entsprechend. 

( 4) Die Anstellungskörperschaft trägt die übrigen Kosten 
der Dienstwohnung. Dazu gehören insbesondere Beiträge 
für die Gebäudeversicherung, Straßenreinigungsgebühren, 
Anliegerbeiträge und etwaige Grundsteuern. 

§ 10 

Diensträume 

(1) Zur ausschließlich dienstlichen Nutzung bestimmte 
Räume gehören nicht zur Dienstwohnung. Sie sind bei der 
Ennittlung des Mietwertes außer Betracht zu lassen. Die auf 
diese Räume entfallenden Kosten sind gesondert zu ermit­
teln und von der Anstellungskörperschaft zu tragen. 

(2) Die Diensträume sind bei Beendigung des Dienst­
wohnungsverhältnisses nach entsprechender Aufforderung 
unverzüglich zu räumen. 

§ll 

Garagen 

Werden von der Anstellungskörperschaft Garagen oder 
Stellplätze für privateigene Fahrzeuge zugewiesen, sind sie 
als Teil der Dienstwohnung bei der Ermittlung des örtlichen 
Mietwertes (§ 6 Absatz 2) zu berücksichtigen. 

l 
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§ 12 

Garten 

(1) Ein mit der Dienstwohnung verbundener Garten ist 
von der Pfanerin oder dem Pfarrer in ordnungsgemäßem 
Zustand zu erhalten. 

(2) Größere Maßnahmen zur Erhaltung oder Instandset­
zung von Außenanlagen sowie zur Erhaltung oder zum Er­
satz des Baum- oder Strauchbestandes werden von der 
Anstellungskörperschaft auf ihre Kosten durchgefülut. 

§ 13 

Zuständigkeiten 

Die Gliedkirchen können die in dieser Verordnung be­
stimmten Zuständigkeiten in anderer Weise regeln. 

§ 14 

Durchführungsbestimmungen 

(1) Die zur Durchführung dieser Verordnung erforder­
lichen Bestimmungen erlassen die Gliedkirchen. Für die 
Dienstwohnungen von Pfanerinnen und Pfanern im unmit­
telbaren Dienst der Evangelischen Kirche der Union erläßt 
der Rat die erforderlichen Durchführungsbestimmungen. 

(2) Die Gliedkirchen werden ermächtigt, Übergangsbe­
stimmungen zu erlassen, insbesondere für Dienstwohnungs­
verhältnisse, die vor dem Inkrafttreten dieser Verordnung 
begründet worden sind. 

§ 15 

Inkrafttreten 

Diese Verordnung tritt am 1. Januar 1999 in Kraft. Sie 
wird für die Gliedkirchen in Kraft gesetzt, nachdem diese 
jeweils zugestimmt haben. 

Be r I in, den 9. September 1998 

Der Rat 
der Evangelischen Kirche der Union 

Nr. 143* Beschluß über die Inl\raftsetzung der Verord­
nung zur Änderung des Pfarrer-Ausbildungs­
gesetzes vom 10. Dezember 1997 für die Evan­
gelische Kirche der Kirchenprovinz Sachsen. 

Vom 9. September 1998. 

Die Verordnung zur Änderung des Pfaner-Ausbildungs­
gesetzes vom 10. Dezember 1997 (ABI. EKD 1998 S. 119) 
wird für die Evangelische Kirche der Kirchenprovinz Sach­
sen mit Wirkung vom 1. Oktober 1998 in Kraft gesetzt. 

Be r I in, den 9. September 1998 

Der Rat 
der Evangelischen Kirche der Union 

Nr. 144* Beschluß über die Inkraftsetzung der Verord­
nung über die Umzugskostenvergütung der 
Pfarrerinnen und Pfarrer (Umzugskostenver­
ordnung - UKV) vom 1. Juli 1998 für die 
Pommersehe Evangelische Kirche. 

Vom 9. September 1998. 

Die Verordnung über die Umzugskostenvergütung der 
Pfanerinnen und Pfarrer (Umzugskostenverordnung 
UKV) vom 1. Juli 1998 wird für die Pommersehe Evangeli­
sche Kirche mit Wirkung vom 1. September 1998 inKraft 
gesetzt. 

Be r I in, den 9. September 1998 

Der Rat 
der Evangelischen Kirche der Union 

C .. Aus den Gliedkirchen 

Evangelische Landeskirche Anhalts 

Nr. 145 Verordnung zur Ausführung der Pfarrbesol­
dungsordnung und der Kirchenbeamten­
besoldungsordnung. 

Vom 25. Februar 1997. (ABI. 1998 S. 6) 

Aufgrund des § 59 Abs. 1 Buchstabe b) der Verfassung 
der Evangelischen Landeskirche Anhalts erläßt die Kirchen­
leitung folgende Verordnung: 

§ 1 

Verzicht auf Teile der Besoldung 

(1) Pfaner oder Kirchenbeamte können nach Maßgabe 
der folgenden Bestimmungen freiwillig auf einen zahlen­
mäßig oder prozentual bestimmten Betrag oder einen ge­
setzlich bestimmten Bestandteil ihrer Bezüge oder Teile 
hiervon verzichten. Für die Dauer des Verzichts vermindert 
sich die Besoldung entsprechend. 

(2) Die Verzichtserklärung bedarf der Schriftfonn. Sie 
muß die Geltungsdauer des Verzichts angeben. Sie darf 
nicht an bestimmte Bedingungen geknüpft sein. 

(3) Der Berechtigte hat in der Verzichtserklärung zu ver­
sichern und im Zweifelsfall glaubhaft darzulegen, daß sein 
Lebensunterhalt und gegebenenfalls der Lebensunterhalt 
seiner Familie und sonstiger unterhaltsberechtigter Ange­
höriger gesichert bleibt. 

( 4) Die Verzichtserklärung bedarf der Annahme durch das 
Landeskirchenamt Sie wird rechtswirksam, sobald ~ie dem 
Landeskirchenamt zugegangen ist, es sei denn, dieses 
nimmt die Erklärung nicht an. Das Landeskirchenamt kann 
die Erklärung aus wichtigem Grund ablehnen oder wider­
rufen. 

(5) Der Berechtigte kann die Verzichtserklärung durch 
schriftliche Erklärung gegenüber dem Landeskirchenamt 
widenufen, jedoch nur sechs Monate im voraus zum Ablauf 
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eines Monats. Das Landeskirchenamt kann aus wichtigem 
Grunde einen Widenuf innerhalb kürzerer Fristen, jedoch 
nicht unter zwei Monaten, anerkennen. Die Verzichts­
erklärung erlischt mit dem Tode des Berechtigten. 

(6) Der Verzicht ist bei der Bemessung der ruhegehalts­
fähigen Dienstbezüge und der ruhegehaltsfähigen Dienst­
zeit nicht zu berücksichtigen. 

§ 2 

Personalüberbrückungsfond 

(1) Mit den Haushaltsmitteln, die durch Verzichts­
erklärungen nach § 1 freiwerden, wird ein Personalüber­
brückungsfonds gebildet. Dieser steht zur Finanzierung 
außerordentlicher personeller Maßnahmen zur Verfügung. 

(2) Nähere Regelungen zur Bildung und Inanspruch­
nahme des Fonds trifft der Landeskirchenrat 

§ 3 

Diese Verordnung tritt am 1. März 1997 in Kraft. 

Dessau, den 25. Februar 1997 

Die Kirchenleitung 

Klassohn 

Kirchenpräsident 

Für l e 

Präses 

Beschluß 

Die Landessynode stimmt der von der Kirchenleitung in 
ihrer Sitzung am 29. Februar 1997 erlassenen Verordnung 
zur Ausführung der Pfarrbesoldungsordnung und der Kir­
chenbeamtenbesoldungsordnung gemäß § 59 Abs. 4 der 
Verfassung der Evangelischen Landeskirche Anhalts zu. 

Für 1 e 

Präses der Synode 

Nr. 146 Verordnung des Landeskirchenausschusses 
zur Durchführung des Mitarbeitervertre­
tungsgesetzes. 

Vom 13. Oktober 1993. (ABl. 1998 S. 6) 

Nachstehend veröffentlichen wir die Verordnung des 
Landeskirchenausschusses zur Durchführung des Mitarbei­
tervertretungsgesetzes vom 13. Oktober 1993. Dieser Ver­
ordnung hat die Landessynode auf ihrer Tagung vom 11. bis 
13. November 1993 unter der DS 100/19 zugestimmt. 

Dessau, den 20. Juni 1997 

Evangelische Landeskirche Anhalts 

Der Landeskirchenrat 

Klassohn 

Kirchenpräsident 

Aufgrund von § 69 Abs. 1 Buchstabe a) der Verfassung 
der Evangelischen Landeskirche Anhalts erläßt der Landes­
kirchenausschuB folgende Verordnung zur Durchführung 
des Kirchengesetzes über das Mitarbeitervertretungsrecht in 
der Evangelischen Kirche der Union vom 5. Juni 1993: 

§ 1 

Das Kirchengesetz über Mitarbeitervertretungen in der 
Evangelischen Kirche in Deutschland (Mitarbeitervertre­
tungsgesetz - MVG) vom 6. November 1992 gilt nach 
Maßgabe des Kirchengesetzes über das Mitarbeitervertre­
tungsrecht in der Evangelischen Kirche der Union (Mitar­
beitervertretungsgesetz- MAVG) vom 5. Juni 1993 und den 
folgenden Bestimmungen für den Bereich der Evangeli­
schen Landeskirche Anhalts. 

Nach Beschluß des zuständigen Organes gelten die in 
Satz 1 genannten Bestimmungen auch für den Bereich des 
Diakonischen Werkes der Evangelischen Landeskirche An­
halts e. V. 

§2 

Der Landeskirchenausschuß kann die Regelung des § 10 
Absatz 1 Buchstabe b erster Halbsatz des Kirchengesetzes 
über Mitarbeitervertretungen in der Evangelischen Kirche 
in Deutschland für einzelne Dienststellen von Werken und 
Einrichtungen des Diakonischen Werkes auf deren Antrag 
jeweils für die Dauer einer Wahlperiode aussetzen. Dies 
setzt voraus, daß in der Dienststelle weniger als die Hälfte 
der wahlberechtigten Mitglieder Glieder einer christlichen 
Kirche oder Gemeinschaft sind, die der Arbeitsgemein­
schaft Christlicher Kirchen in Deutschland angeschlossen 
ist. Der Antrag soll spätestens acht Wochen vor dem voraus­
sichtlichen Wahltermin gestellt werden. 

§ 3 

Für das Verfahren zur Wahl der Mitarbeitervertretungen 
gilt die Verordnung über die Wahlen zu Mitarbeitervertre­
tungen in der Evangelischen Kirche der Union (Mitarbeiter­
vertretungs- Wahlordnung- MAV-WahlO) vom 5. Oktober 
1993 in der jeweils geltenden Fassung. 

§4 

Schlichtungsstelle nach § 57 des Kirchengesetzes über 
Mitarbeitervertretungen in der Evangelischen Kirche in 
Deutschland ist die Schlichtungsstelle der Evangelischen 
Kirche der Union. 

§ 5 

Diese Verordnung tritt mit Ausnahme des § 3 am 
1. November 1993 in Kraft. § 3 tritt am 1. Dezember 1993 
in Kraft. 

Nr. 147 Verordnung zur Ausführung der Pfarrbesol­
dungsordnung und der Kirchenbeamten­
besoldungsordnung. 

Vom 21. Mai 1997. (ABl. 1998 S. 7) 

Aufgrund von § 59 Abs. 1 Buchstabe b) der Verfassung 
der Evangelischen Landeskirche Anhalts erläßt die Kirchen­
leitung folgende Verordnung: 
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§ 1 

Die Zahlung eines Urlaubsgeldes an Pfarrer und Kirchen­
beamte wird nach§ 18 Abs. 1 Pfarrbesoldungsordnung und 
§ 17 Abs. 1 Kirchenbeamtenbesoldungsordnung vom lau­
fenden Kalenderjahr 1997 an ausgesetzt. 

§ 2 

Die Zahlung von vermögenswirksamen Leistungen an 
Pfarrer und Kirchenbeamte wird nach § 19 Satz 1 Pfarr­
besoldungsordnung und§ 18 Satz 1 Kirchenbeamtenbesol­
dungsordnung vom 1. September 1997 an ausgesetzt. 

§ 3 

Diese Verordnung tritt am 1. Juni 1997 in Kraft. 

D e s s a u , den 21. Mai 1997 

Die Kirchenleitung 

Klassohn 

Kirchenpräsident 

Für l e 

Präses der Synode 

Beschluß 

Die Landessynode stimmt der von der Kirchenleitung in 
ihrer Sitzung am 21. Mai 1997 erlassenen Verordnung zur 
Ausführung der Pfarrbesoldungsordnung und der Kirchen­
beamtenbesoldungsordnung in der Evangelischen Landes­
kirche Anhalts gemäß § 59 Abs. 4 der Verfassung der Evan­
gelischen Landeskirche Anhalts zu. 

Für I e 

Präses der Synode 

Nr. 148 Verordnung zur Änderung der Verordnung 
zur Durchführung des Mitarbeitervertre­
tungsgesetzes. 

Vom 10. September 1997. (ABI. 1998 S. 7) 

Aufgrund von § 59 Abs. 1 Buchstabe b) der Verfassung 
der Evangelischen Landeskirche Anhalts erläßt die Kirchen­
leitung folgende Verord,nung zur Änderung der Verordnung 
des Landeskirchenausschusses vom 13. Oktober 1993 zur 
Durchführung des Mitarbeitervertretungsgesetzes: 

§ 1 

In § 4 der genannten Verordnung wird folgender Satz 2 
angefügt: 

»Für den Bereich des Diakonischen Werkes der Evan­
gelischen Landeskirche Anhalts e. V. nimmt die für das 
Diakonische Werk in der Kirchenprovinz Sachsen e. V. 
zuständige Kammer der Schlichtungsstelle der Evange­
lischen Kirche der Kirchenprovinz Sachsen diese Auf­
gabe wahr.« 

§ 2 

Diese Verordnung tritt am 1. Oktober 1997 in Kraft. 

Dessau, den 10. September 1997 

Die Kirchenleitung 

Klassohn 

Kirchenpräsident 

Für I e 

Präses der Synode 

Beschluß 

Die Landessynode stimmt der von der Kirchenleitung in 
ihrer Sitzung am 10. September 1997 erlassenen Verord­
nung zur Änderung der Verordnung zur Durchführung des 
Mitarbeitervertretungsgesetzes in der Evangelischen Lan­
deskirche Anhalts gemäß § 59 Abs. 4 der Verfassung der 
Evangelischen Landeskirche Anhalts zu. 

Für I e 

Präses der Synode 

Nr. 149 Vereinbarung der Evangelischen Kirche der 
Kirchenprovinz Sachsen und der Evangeli­
schen Landeskirche Anhalts mit den Gemein­
schaftsverbänden im Bereich der beiden Lan­
deskirchen. 

Vom 17. März 1998. (ABI. S. 12) 

Die Evangelische Kirche der Kirchenprovinz Sachsen, 
vertreten durch die Kirchenleitung, die Evangelische Lan­
deskirche Anhalts, vertreten durch den Landeskirchenrat, 

und 

der Gemeinschaftsverband Sachsen-Anhalte. V., der Elbin­
geröder Gemeinschaftsverband e. V., der Thüringer Ge­
meinschaftsbund e. V., jeweils vertreten durch ihre Vor­
stände, 

schließen folgende 

1. 

VEREINBARUNG: 

Präambel 

Die Evangelische Kirche der Kirchenprovinz Sachsen 
und die Evangelische Landeskirche Anhalts sowie der 
Gemeinschaftsverband Sachsen-Anhalt e. V., der 
Elbingeröder Gemeinschaftsverband e. V. und der 
Thüringer Gemeinschaftsbund e. V. wissen sich ge­
meinsam durch Jesus Christus in seinen Dienst ge­
stellt. Grundlage dieses Dienstes ist das Evangelium, 
wie es in der Heiligen Schrift gegeben und in den Be­
kenntnissen der Reformation bezeugt ist. 

Die im Vorspruch der Grundordnung der Evangeli­
schen Kirche der Kirchenprovinz Sachsen und in der 
Präambel der Verfassung der Evangelischen Landes­
kirche Anhalts gemachten Aussagen werden auch von 
den Landeskirchlichen Gemeinschaften anerkannt. 

Die Vereinbarungspartner erklären ihren festen 
Willen, den hierin begründeten Auftrag in gegenseiti­
ger Achtung und in vertrauensvoller Zusammenarbeit 
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2. 

wahrzunehmen und so gemeinsam am Aufbau der Ge­
meinde Jesu mitzuwirken. Sie führen damit ein jahr­
zehntelang gewachsenes Miteinander fort. 

Gemeinschaftspflege und Evangelisation unter Prakti­
zierung des allgemeinen Priestertums der Gläubigen 
sind besondere Anliegen der Gemeinschaftsverbände. 
Die Landeskirchen bejahen die daraus folgenden 
Lebensäußerungen und Aktivitäten der jeweils ört­
lichen Gemeinschaften. Dazu gehören vor allem: 

öffentliche Verkündigung des Wortes Gottes 

gemeinsames Bibelstudium und Gebet 

Feier des Abendmahls entsprechend den Verein­
barungen 

praktische Gemeinschaftspflege in allen Alters­
und Sozialgruppen 

Durchführung diakonischer Aufgaben 

evangelistischer Dienst innerhalb und außerhalb 
der Landeskirchen 

Unterstützung von Missionswerken 

3. Die Gemeinschaftsverbände sind rechtlich selbstän­
dige Vereinigungen, die die Ordnungen der Evangeli­
schen Landeskirchen achten und respektieren. Die 
Gemeinschaftsverbände gestalten ihre Arbeit eigen­
verantwortlich. Diese Arbeit wird von den Landeskir­
chen als Lebensäußerung der Kirche anerkannt. 

4. Auftretende Spannungen sollen im geschwisterlichen 
und vertrauensvollen Gespräch zwischen den Leitun­
gen der Landeskirchen und der Gemeinschaftsver­
bände beigelegt werden. 

1. Mitgliedschaft und Zusammenarbeit 

1.1 Die Gemeinschaftsverbände bejahen den Grundsatz, 
daß die Mitglieder der Landeskirchlichen Gemein­
schaften (im Elbingeröder Gemeinschaftsverband: 
»Evangelisch-Kirchliche Gemeinschaften«) zugleich 
Glieder der Landeskirche sind. Sollten Mitglieder der 
Gemeinschaften ausnahmsweise nicht Glieder der 
Landeskirche sein, werden die Landeskirchlichen Ge­
meinschaften und ihre Verantwortlichen mit Liebe 
und Geduld darauf hin wirken, daß sie Mitglieder der 
Evangelischen Kirche werden. 

1.2 Voraussetzung für die Anstellung zum hauptamtlichen 
Verkündigungsdienst in den beteiligten Gemein­
schaftsverbänden ist die Gliedschaft in der Evange­
lischen Kirche. Als Ausdruck der Verbundenheit soll 
bei der Einführung in einen hauptamtlichen Verkündi­
gungsdienst in einer Landeskirchlichen Gemeinschaft 
bzw. in einem Gemeinschaftsbezirk ein Vertreter der 
Kirchengemeinde oder des Kirchenkreises bzw. der 
Kreisoberpfarrer mitwirken. 

1.3 Kooperation und Dienstaustausch zwischen den im 
Verkündigungsdienst hauptamtlich Tätigen sind er­
wünscht. Die m den Gemeinschaftsbezirken mit 
einem hauptamtlichen Verkündigungsdienst Beauf­
tragten werden zu den Pfarrkonventen eingeladen. 

1.4 Im Rahmen von landeskirchlichen oder kreiskirch­
lichen Visitationen soll die Begegnung mit den Lan­
deskirchlichen Gemeinschaften gesucht werden. 

2. Abendmahlsfeiern 

Für Abendmahlsfeiern in den landeskirchlichen Gemein­
schaften gilt: 

2.1 Die Verantwortung für die Beauftragung zur Leitung 
dieser Abendmahlsfeiern liegt bei den Verbandsleitun­
gen. Sie werden gebeten, die von ihr mit der Abend­
mahlsverwaltung Beauftragten an die Kirchenleitun­
gen zu melden. 

2.2 Die Verbandsleitungen achten darauf, daß die so Be­
auftragten ein Abendmahlsverständnis vertreten, das 
dem Neuen Testament und den reformatorischen Be­
kenntnisschriften der Kirche entspricht. Sie beachten 
dabei, daß das Heilige Abendmahl das Mahl der Ge­
tauften ist. 

2.3 Die Gemeinschaftsverbände sind bemüht, eine Ter­
minüberschneidung von Abendmahlsfeiern der Ge­
meinschaft mit Abendmahlsgottesdiensten der Lan­
deskirchen zu vermeiden. 

3. Taufen und Amtshandlungen 

3.1 Taufen und Amtshandlungen werden in der Regel 
vom zuständigen Pfarrer vorgenommen. 

Bei Gemeindegliedern, die zur Landeskirchlichen 
Gemeinschaft gehören, sollen auf deren Wunsch die 
in dem Gemeinschaftsbezirk mit einem hauptamt­
lichen Verkündigungsdienst Beauftragten in angemes­
sener Weise an der Durchführung des Gottesdienstes 
beteiligt werden. 

3.2 Taufen und Amtshandlungen finden in der Regel in 
den dafür vorgesehenen Räumen der Kirchengemein­
den statt. Wird die Handlung ausnahmsweise in den 
Räumen der Landeskirchlichen Gemeinschaften vor­
genommen, dann ist sie im Gottesdienst der örtlichen 
Kirchengemeinde anzukündigen. 

3.3 In besonderen, seelsorgerlieh begründeten Fällen 
kann eine Taufe oder eine kirchliche Amtshandlung 
(Trauung, Beerdigung, Krankenabendmahl) von den 
im Gemeinschaftsbezirk mit einem hauptamtlichen 
Verkündigungsdienst Beauftragten vollzogen werden. 
Dies setzt eine Absprache zwischen dem im Gemein­
schaftsbezirk mit einem hauptamtlichen Verkündi­
gungsdienst Beauftragten und dem örtlich zuständi­
gen Pfarrer voraus. Die Bestimmungen der Landes­
kirche über die Erteilung eines Dimissoriale finden 
sinngemäße Anwendung. Treten dabei Schwierigkei­
ten auf, beraten sich die Beteiligten mit dem Vorstand 
des zuständigen Gemeinschaftsverbandes und der 
übergeordneten Stelle der Landeskirche. 

3.4 Taufen und Amtshandlungen werden nach den in den 
Landeskirchen geltenden agendarischen Ordnungen 
vollzogen. Die Eltern des Täuflings bzw. der Empfän­
ger der Taufe sind darauf hinzuweisen, daß der so zu 
Taufende Glied der Landeskirche wird. Der Vollzug 
von Taufen und Amtshandlungen ist dem örtlich zu­
ständigen Pfarrer zur Eintragung im Kirchenbuch zu 
melden. 

3.5 Die Leitungen der Gemeinschaftsverbände überneh­
men gegenüber den beteiligten Landeskirchen die 
Verantwortung dafür, daß Wortverkündigung, Sakra­
mentsverwaltung, Amtshandlungen und Unterwei­
sung mit den Ordnungen der Landeskirchen und der 
Gemeinschaftsverbände übereinstimmen. 

4. Verhältnis zum Dienst der Kirchengemeinden 

4.1 In der Regel tun die Landeskirchlichen Gemeinschaf­
ten einen die Arbeit der Landeskirchen ergänzenden 
Dienst. Das findet unter anderem darin seinen Aus­
druck, daß Veranstaltungen der Landeskirchlichen 
Gemeinschaften m der Regel nicht zu den orts­
üblichen Gottesdienstzeiten stattfinden. Wenn Lan-

• 

• 
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deskirchliche Gemeinschaften aus wichtigen Gründen 
von dieser Regel abweichen wollen, soll dies nicht 
ohne vorherige Verständigung mit den davon betroffe­
nen Kirchengemeinden geschehen. 

4.2 In Vakanzsituationen - oder wo es sonst sinnvoll er­
scheint - ist die Übernahme gemeindlicher Dienste 
durch die im Gemeinschaftsbezirk hauptamtlich mit 
Verkündigungsdienst Beauftragten möglich. Für die 
Beauftragung sind die Bestimmungen der Landeskir­
chen über die Beauftragung mit ehrenamtlichem 
Dienst der öffentlichen Wortverkündigung und der 
Verwaltung von Taufe und Abendmahl sinngemäß an­
zuwenden. Eine besondere Zuerkennung der Befähi­
gung zur freien Wortverkündigung wird von den Lan­
deskirchen in diesen Fällen nicht für nötig gehalten. 

4.3 In der Wahrnehmung des Auftrages, das Evangelium 
auch Kindern und Jugendlichen zu bezeugen, sind 
möglichst weitgehende Zusammenarbeit und gegen­
seitige Unterstützung nötig. 

4.4 Die vom EC-Verband für Kinder und Jugendarbeit 
durchgeführte Kinder- und Jugendarbeit der Landes­
kirchlichen Gemeinschaften will Christenlehre und 
Konfirmandenunterricht nicht ersetzen. Alle Kinder 
evangelischer Eltern sollen an Christenlehre und Kon­
firmandenunten"icht teilnehmen. Die Teilnahme von 
Konfirmanden an Zusammenkünften der Landes­
kirchlichen Gemeinschaften soll im Zusammenhang 
des konfirmierenden Handeins in angemessener 
Weise berücksichtigt werden. 

4.5 Die VereinbarungspartHer empfehlen den für die Kin­
der-, Konfirmanden- und Jugendarbeit in Kirche und 
Gemeinschaft verantwortlichen Mitarbeitern und Gre­
mien, ständige Gesprächs- und Informationskontakte 
aufzunehmen und zu fördern. 

4.6 Die Kirchenleitungen werden sich dafür einsetzen, 
daß Prediger der Landeskirchlichen Gemeinschaften 
als Lehrkräfte im Religionsunterricht bei entsprechen­
der Qualifikation im Rahmen der Gestellungsverträge 
tätig werden können. 

5. Nutzung von Räumen 

5.1 Kirchliche Räume sollten den Landeskirchlichen Ge­
meinschaften bei Bedarf entsprechend den Möglich­
keiten zur Verfügung gestellt werden. Darüber soll 
eine schriftliche Vereinbarung zwischen der Kirch­
gemeinde und der Landeskirchlichen Gemeinschaft 
erfolgen. Dabei sind die Landeskirchlichen Gemein­
schaften anderen kirchlichen Nutzern gleichzustellen. 

Wo kirchliche Räume durch die Landeskirchlichen 
Gemeinschaften genutzt werden, sollen auch ange­
messene Aushangmöglichkeiten eingeräumt werden. 

Gleiches gilt sinngemäß, wo kirchlicherseits ein 
Interesse an der Mitbenutzung von Räumen der Lan­
deskirchlichen Gemeinschaften besteht. 

5.2 In Konfliktfällen sollen der Superintendent bzw. der 
Kreisoberpfarrer und die zuständige Verbandsleitung 
eingeschaltet werden. 

6. Schluß 

Kirchenleitungen und Verbandsleitungen werden even­
tuell auftretende Differenzen oder neue Fragestellungen in 
geschwisterlicher Offenheit erörtern und zu klären ver­
suchen. Sie werden dazu in regelmäßigen Abständen zu Ge­
sprächen zusammenkommen. 

Magd e b ur g, den 17. März 1998 

Kirchenleitung der Evangelischen Kirche 
der Kirchenprovinz Sachsen 

No ack 

Bischof 

Kirchenleitung 
der Evangelischen Landeskirche Anhalts 

Klassohn 

Kirchenpräsident 

GemeinSchaftsverband Sachsen-Anhalt e. V. 

Hobrack 

Vorsitzender 

Elbingeröder Gemeinschaftsverband e. V. 

Schulze 

Vorsitzender 

Thüringer Gemeinschaftsbund e. V. 

Schneider 

Vorsitzender 

Nr. 150 Lektorenordnung der Evangelischen Landes­
kirche Anhalts. 

Vom 7. Mai 1996. (ABL 1998 S. 29) 

Präambel 

Der Apostel Paulus schreibt: »Es sind verschiedene 
Gaben; aber es ist ein Geist. Und es sind verschiedene 
Ämter, aber es ist ein Herr. Und es sind verschiedene Kräfte, 
aber es ist ein Gott, der da wirkt alles in allem.« ( 1. Kor. 12, 
4-6) 

Die Kirche Jesu Christi hat den Auftrag, das Evangelium 
in Wort und Tat zu bezeugen. So ist es Sache aller Christen, 
am Verkündigungsauftrag teilzuhaben, um die Fülle der der 
Gemeinde anvertrauten Gaben im allgemeinen Priestertum 
zu verwirklichen. Damit die Botschaft von der in Jesus 
Christus geschehenen Versöhnung mit Gott so oft wie mög­
lich im Gottesdienst verkündigt wird, soll jede Gemeinde 
darauf bedacht sein, Gemeindeglieder für den Dienst zu ge­
winnen. 

Gemeindeglieder die dazu bereit, geeignet und beauftragt 
sind, können als Lektoren und Lektorinnen den Dienst der 
Verkündigung im Gottesdienst wahrnehmen. Der Lektoren­
dienst ist ein Dienst der Verkündigung neben dem der 
ordinierten Pfarrer und Pfarrerinnen und der mit der freien 
Wortverkündigung beauftragten Prädikanten und Prädikan­
tinnen. Durch Beauftragung und Einführung in einem 
Gottesdienst der Gemeinde haben die Lektoren und Lekto­
rinnen teil am Dienst der öffentlichen Wortverkündigung. 
Sie werden durch Pfaner und Pfarrerinnen sowie den Ge­
meindekirchemat unterstützt und in der Fürbitte begleitet. 

Um eine einheitliche und sachgemäße Ausrichtung des 
Lektorendienstes zu gewährleisten, wird folgende Ordnung 
erlassen: 
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I. Voraussetzungen 

( 1) Mit dem Lektorendienst können Frauen und Männer 
beauftragt werden, die die Voraussetzungen für die Wähl­
barkeit als Älteste haben. 

(2) Sie sollen Gemeindeglieder sein, die mit der Heiligen 
Schrift und der Ordnung des Gottesdienstes vertraut sind 
sowie am Leben ihrer Gemeinde regen Anteil nehmen. 

(3) Die Lektorinnen und Lektoren sollen bereit sein, an 
den Aus- und Fortbildungsveranstaltungen teilzunehmen. 
Die Teilnahme an einer Zurüstung ist Voraussetzung für die 
Beauftragung zum Lektorendienst 

(4) Die Hinführung zum Lektorendienst kann mit der 
Einbeziehung in den Ablauf der von Pfarrern und Pfarrerin­
nen geleiteten Gottesdienste beginnen. 

II. Aufgaben 

( 1) Der Lektorendienst um faßt neben der Vorbereitung 
auch die Leitung des gesamten Gottesdienstes nach der gel­
tenden Ordnung der Gemeinde. Für diese Aufgabe steht die 
Lektorenagende der E~angelischen Landeskirche Anhalts 
zur Verfügung. Anstelle einer selbsterarbeiteten Predigt 
geben Lektoren und Lektorinnen eine Lesepredigt wieder. 
In der Verantwortung für diesen Dienst können sie Aktuali­
sierungen an den vorgegebenen Texten vornehmen. Wesent­
liche Änderungen sollen sie mit dem zuständigen Pfarrer be­
sprechen. 

(2) Der Lektorendienst kann bei Befähigung und Bereit­
schaft auch auf Bibelstunden, Kindergottesdienst und in 
Ausnahmefällen mit Zustimmung des Kreisoberpfarrers 
oder der Kreisoberpfarrerin auf Beerdigungen ausgedehnt 
werden. 

(3) Die Verwaltung der Sakramente gehört nicht zu den 
Aufgaben der Lektorinnen und Lektoren. 

( 4) Bei ihren Dienst tragen Lektoren und Lektorinnen 
eine dem Gottesdienst angemessene Kleidung. 

(5) Lektoren und Lektorinnen versehen ihren Dienst 
ehrenamtlich. Reisekosten und sonstige Sachkosten werden 
über den Kreisoberpfarrer oder die Kreisoberpfarrerin er­
stattet. Während ihres Dienstes, einschließlich der Wegezei­
ten, haben Lektoren und Lektorinnen an der Unfall- und 
Haftpflichtversicherung für kirchliche Mitarbeiter und Mit­
arbeiterinnen teil. 

III. Beauftragung 

(1) Die Lektorinnen und Lektoren werden durch einen 
Beschluß des Gemeindekirchenrates mit ihrem Dienst be­
auftragt. Dieser Beschluß bedarf der Bestätigung des Lan­
deskirchenrates, der eine Urkunde über die Beauftragung 
ausstellt. 

(2) Kirchliche Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen, die auf 
Grund ihrer Ausbildung, z. B. als Diakone, Katecheten, Kir­
chenmusilcer, die Befähigung zum Lektorendienst haben, 
bedürfen keiner besonderen Bestätigung durch den Landes­
kirchenrat. Dieser und die Gemeinde sollen jedoch über 
ihren neuen Dienst informiert werden. 

(3) Die Lektoren und Lektorinnen werden in einem Got­
tesdienst ihrer Gemeinde durch den zuständigen Pfarrer 
oder die zuständige Pfarrerin eingeführt. Sie sollen dort 
ihren Dienst regelmäßig tun. Pfarrer und Pfarrerinnen sollen 
mit Lektoren und Lektorinnen vertrauensvoll zusammen­
arbeiten und regelmäßig Fragen des Lektorendienstes be­
sprechen. 

( 4) Mit Zustimmung des Kreisoberpfarrers oder der 
Kreisoberpfarrerin kann in Einzelfällen dieser Auftrag auch 
auf andere Gemeinden ausgedehnt werden. 

(5) Die Gemeinde soll sich mit ihren Lektoren und Lek­
torinnen in besonderer Weise verbunden wissen. Sie gibt 
ihnen Gelegenheit, über den Dienst zu berichten. 

(6) Der Gemeindekirchenrat, in dessen Gemeinde Lekto­
rendienst wahrgenommen wird, bereitet den Lektoren­
gottesdienst äußerlich vor und macht gegebenenfalls den 
Lektor oder die Lektorin und die Gemeinde miteinander be­
kannt. 

(7) Die Aufsicht über den Dienst der Lektoren und Lekto­
rinnen führt der oder die jeweils zuständige Kreisoberpfar­
rer oder Kreisoberpfarrerin. 

IV. Aus- und Fortbildung 

(1) Der oder die Beauftragte der Landeskirche für die 
Lektorenarbeit ist für die Aus- und Fortbildung der Lektoren 
und Lektorinnen zuständig. 

(2) Zur Vorbereitung auf den Lektorendienst werden 
Wochenendrüsten auf Kirchenkreisebene gehalten. Rege­
lungen zu den Ausbildungsinhalten erläßt der Landeskir­
chenrat nach Abstimmung mit den Kreissynodalvorständen 
und den Kreisoberpfarrern und Kreisoberpfarrerinnen. 

(3) Mindestens einmal jährlich werden Fortbildungsver­
anstaltungen auf landeskirchlicher Ebene durchgeführt. Die 
Lektorinnen und Lektoren sind verpflichtet, innerhalb von 
fünf Jahren an mindestens einer Veranstaltung teilzuneh­
men. 

V. Lektorenkonvent 

( 1) Die Lektoren und Lektorinnen der Anhaltischen Lan­
deskirche bilden Konvente. Die Konvente dienen der gegen­
seitigen Information, der Beratung und der Vertiefung der 
Gemeinschaft. 

(2) Aus ihrer Mitte wählen die Lektoren und Lektorinnen 
die Konventsleiter und Konventsleiterinnen. Durch sie wird 
der Kontakt zu den Kreisoberpfarrern und Kreisoberpfarre­
rinnen wahrgenommen. Die zuständigen Kreisoberpfarrer 
oder Kreisoberpfarrerinnen werden zu den Zusammenkünf­
ten eingeladen. 

(3) Näheres bestimmt eine Konventsordnung. 

VI. Beendigung des Dienstes 

(1) Der Lektorendienst endet in der Regel mit der Voll­
endung des 70. Lebensjahres. Danach ist es möglich, weiter 
Beauftragungen für jeweils zwei Jahre auszusprechen. 

(2) Können Lektoren und Lektorinnen ihren Dienst nicht 
mehr tun, haben sie dies dem Gemeindekirchenrat mitzutei­
len. Die Mitteilung wird über den Kreisoberpfarrer oder die 
Kreisoberpfarrerin an den Landeskirchenrat weitergeleitet. 

(3) Werden gegen Lektorinnen oder Lektoren Einwen­
dungen erhoben, so kann der Landeskirchenrat nach An­
hören der beteiligten Gemeindekirchenräte, des Kreisober­
pfaners oder der Kreisoberpfarrerin und des Lektors oder 
der Lektorin selbst die Beauftragung zurücknehmen. 

(4) Veränderungen nach Absätzen 2 und 3 sind in geeig­
neter Weise bekanntzumachen. 

VII. Inkrafttreten 

Dieses Kirchengesetz tritt am 7. Mai 1997 in Kraft. Mit 
dem Inkrafttreten tritt die Ordnung des Lektorendienstes in 
der Evangelischen Landeskirche Anhalts vom 7. Mai 1965 
außer Kraft. 

D e s s a u , den 7. Mai 1996 

• 

• 
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Evangelisch-reformierte Kirche 
(Synode evangelisch-reformierter Kirchen 

und Nordwestdeutschland) 
Bayern 

Nr. 151 Übertrittsvereinbarung zwischen der Evan­
gelisch-reformierten Kirche (Synode evange­
lisch-reformierter Kirchen in Bayern und 
Nordwestdeutschland) und den übrigen 
christlichen Kirchen im Gebiet des Freistaa­
tes Sachsen. 

Vom 26. Mai 1998. (GVBl. Bd. 17 S. 158 

Die Evangelisch-reformierte Kirche (Synode evange­
lisch-reformierter Kirchen in Bayern und Nordwestdeutsch­
land) hat mit andenm christlichen Kirchen, die Gebiete im 
Freistaat Sachsen haben, eine Vereinbarung zur Regelung 
der Übertritte zwischen christlichen Kirchen im Freistaat 
Sachsen geschlossen, die nachfolgend bekanntgemacht 
wird: 

Leer, den 1. Oktober 1998 

Anlage: 

Das Moderamen der Gesamtsynode 

Sehröder Herrenbrück 

Vereinbarung 
zur Regelung des Übertritts · 

zwischen 
christlichen Kirchen im Freistaat Sachsen 

Als Ausdruck der gewachsenen Gemeinschaft zwischen 
den Kirchen und kirchlichen Gemeinschaften (nachstehend 
»Kirchen« genannt) hat sich am 14. Oktober 1992 in Dres­
den die Arbeitsgemeinschaft Christlicher Kirchen im Frei­
staat Sachsen (nachstehend »ACK Sachsen« genannt) kon­
stituiert. Ihre Mitglieder, die gemeinsam den Herrn Jesus 
Christus gemäß der Heiligen Schrift als Gott und Heiland 
bekennen, haben sich zu ökumenischer Zusammenarbeit 
verpflichtet. 

Dem dient auch die Regelung des Übertritts von Kirche 
zu Kirche. Sie war bereits durch zwischenkirchliche Verein­
barungen und durch die Empfehlung der Arbeitsgemein­
schaft Christlicher Kirchen in der DDR vom 11. Mai 1979 
einvernehmlich geordnet. Die Rechtslage im Freistaat Sach­
sen macht deren Neufassung erforderlich. Deshalb wird 
zwischen den Mitgliedern der ACK Sachsen 

Gemeinden in Sachsen des Bundes Freier evangelischer 
Gemeinden, Kreis Anhalt-Sachsen-Thüringen, 

Bund Evangelisch-Freikirchlicher Gemeinden, Vereini­
gung Sachsen, 

- Bund, Freikirchlicher Pfingstgemeinden, Region Sach­
sen, 

- Evangelische Brüder-Unität, Sitz Hen·nhut, 

- Evangelische Kirche der schlesischen Oberlausitz, 

- Evangelisch-Lutherische Landeskirche Sachsens, 

- Evangelisch-methodistische Kirche, Ostdeutsche Jähr­
liche Konferenz, 

- Evangelisch-reformierte Gemeinde zu Dresden, 

Evangelisclkreformierte Kirche (Synode evangelisch­
reformierter Kirchen in Bayern und Nordwestdeutsch­
land) für die Gemeinden in Leipzig und Chemnitz, 

- Gemeindeverband Sachsen der Altkatholischen Kirche, 

- Gemeinden in Sachsen der Selbständigen Evangelisch-
Lutherischen Kirche und der 

- Gemeinden in Sachsen der Diözese Berlin und Deutsch­
land der Russischen Orthodoxen Kirche (Moskauer 
Patriarchat) 

sowie der Evangelischen Kirche in Berlin-Brandenburg, der 
Evangelischen Kirche der Kirchenprovinz Sachsen und der 
Evangelisch-Lutherischen Kirche in Thüringen, sofern es 
sich um Gemeinden handelt, die sich auf dem Territorium 
des Freistaates Sachsen befinden, folgende Vereinbarung 
geschlossen: 

§ I 

Will ein Kirchenmitglied zu einer anderen Kirche über­
treten, die im Bereich seines Wohnsitzes oder gewöhnlichen 
Aufenthaltes tätig und dieser Vereinbarung beigetreten ist, 
so teilt es diese Absicht dem zuständigen Amtsträger dieser 
Kirche persönlich und schriftlich mit. Diese Erklärung darf 
keine Vorbehalte, Bedingungen oder Zusätze enthalten. Der 
Amtsträger prüft in einem seelsorgerliehen Gespräch mit 
dem Übertrittswilligen die Ernsthaftigkeit des beabsichtig­
ten Wechsels der Kirchenzugehörigkeit Hält dieser sein 
Aufnahmeersuchen aufrecht, so ist darüber eine Nieder­
schrift aufzunehmen. 

§2 

Von dem Aufnahmeersuchen ist dem zuständigen Amts­
träger der Kirche, der der Übertrittswillige angehört, durch 
den Amtsträger der anderen Kirche unverzüglich, Mittei­
lung zu machen. Dabei soll auch festgestellt werden, ob 
Gründe vorliegen, die den Wechsel der Kirchenzugehörig­
keit hindem oder belasten könnten. 

§ 3 

Soll sich der Übertritt zugleich auf Kinder bis zum voll­
endeten 14. Lebensjahr erstrecken, sind ihre Personalien in 
den Antrag aufzunehmen. Kinder nach Vollendung des 
12. Lebensjahres können nicht gegen ihren ausdrücklichen 
Willen zu einem Konfessionswechsel veranlaßt werden. 
Nach Vollendung des 14. Lebensjahres ist eine eigene Er­
klärung abzugeben. 

§4 

Die Aufnahme erfolgt nach der Ordnung der jeweiligen 
Kirche. Sie soll nicht vor Ablauf von vier Wochen nach Ab­
gang der Mitteilung gemäß § 2 erfolgen. Bis zur Aufnahme 
kann das Aufnahmeersuchen schriftlich widerrufen werden. 



468 AMTSBLATT Heft 11, 1998 

§ 5 

Die Mitgliedschaft in der aufnehmenden Kirche beginnt 
mit dem Vollzug der Aufnahme. Über den Übertritt ist dem 
Aufgenommenen eine kirchenamtliche Bescheinigung aus­
zuhändigen (vgl. Muster in der Anlage)*). Beglaubigte Ab­
schriften übersendet die aufnehmende Kirche dem zuständi­
gen Amtsträger der Kirche, der der Übergetretene bisher an­
gehört hat, und dem zuständigen Standesbeamten. 

§6 

Erfolgt ein Übertritt nach dieser Vereinbarung, so richtet 
sich die öffentlich-rechtliche Wirksamkeit nach den entspre­
chenden staatlichen Bestimmungen, § 5 Satz 1 wird hiervon 
nicht berührt. 

§7 

Sollten bei der Anwendung dieser Vereinbarung Mei­
nungsverschiedenheiten auftreten, werden die zuständigen 
Leitungsgremien der Kirchen um gütliche Beilegung 
bemüht sein. 

*) Hier nicht abgedruckt. 

§ 8 

Mit Zustimmung der unterzeichnenden Kirchen können 
weitere Kirchen und kirchliche Gemeinschaften, die die 
Richtlinien der ACK Sachsen anerkennen, dieser Verein­
barung beitreten. 

§9 

Nach Ablauf von drei Jahren werden die Erfahrungen mit 
dieser Vereinbarung durch die ACK Sachsen überprüft. Auf 
Antrag einer unterzeichnenden Kirche sind Verhandlungen 
über eine Änderung der Vereinbarung aufzunehmen. Jede 
antragstellende Kirche hat das Recht, sich frühestens nach 
Ablauf von fünf Jahren nach Inkrafttreten der Vereinbarung 
durch schriftliche Erklärung gegenüber den anderen unter­
zeichnenden Kirchen von der Vereinbarung zu lösen. Diese 
Erklärung ist mindestens drei Monate vorher anzukündigen. 

§ 10 

Diese Vereinbarung haben die beteiligten Kirchen zu­
gestimmt. Die Konferenz der ACK Sachsen hat sie am 
30. September 1994 verabschiedet. Sie tritt mit der Unter­
zeichnung durch die beteiligten Kirchen am 1. Juli 1998. 
Die Kirchen veröffentlichen sie in ihrem Bereich. Das In­
krafttreten wird der Staatsregierung des Freistaates Sachsen 
angezeigt. 

Evangelisch-Lutherische Kirche in Thüringen 

Nr. 152 Ordnung über den Lektorinnen- und Lekto­
rendienst in der Evangelisch-Lutherischen 
Kirche in Thüringen. 

Vom 2. August 1994 (ABI. S. 157) i. d. F. vom 
11. August 1998. (ABI. S. 118) 

Der Landeskirchenrat erläßt gemäß § 82 Abs. 2 Ziff. 3 
und 8 der Verfassung der Evangelisch-Lutherischen Kirche 
in Thüringen folgende Ordnung über den Lektorinnen- und 
Lektorendienst in der Evangelisch-Lutherischen Kirche in 
Thüringen. 

Präambel 

(1) Das Amt der Lektorin und.des Lektors ist ein Ehren­
amt. Der Dienst ist gegründet im allgemeinen Priestertum 
aller Getauften. Die Lektoren haben teil an der öffentlichen 
Verkündigung des Evangeliums. Sie dienen in der zum 
Gottesdienst versammelten Gemeinde gemeinsam mit der 
Pastorin oder dem Pfarrer durch Schriftlesung, Lesepredigt, 
diakonisches Gebet und Lesung der Abkündigungen. 

(2) Aus diesem Kreis kann der Landeskirchenrat nach 
Maßgabe der folgenden Ordnung Lektoren zur Leitung von 
Gottesdiensten beauftragen. Diese Beauftragung schließt 
die Predigt nach einer Predigtvorlage ein. 

(3) Für Gemeindeglieder, bei denen die Eignung zur 
freien Wortverkündigung festgestellt ist insbesondere für 
Absolventen des Kirchlichen Fernunterrichts oder für Ge­
meindeglieder mit einer entsprechenden Vorbildung-, kann 
der Landeskirchenrat die Beauftragung zum Lektorendienst 
auf das Recht zur freien Wortverkündigung erstrecken. 

§ 1 

(1) Der Gemeindekirchenrat kann Frauen und Männer zu 
solchem Lektorendienst (Präambel Abs. 2 und Abs. 3) vor­
schlagen. Sie sollen Gemeindeglieder sein, die mit der Hei­
ligen Schrift vertraut und im Gottesdienst ihrer Kirch-

gemeindeheimisch sind und das 18. Lebensjahr vollendet 
haben. 

(2) Der Vorschlag ist über den Superintendenten oder die 
Superintendentin mit deren Stellungnahme dem Landeskir­
chenrat vorzulegen. Über die Beauftragung wird eine 
Urkunde ausgestellt. Die Beauftragung zum Lektorendienst 
gemäß Präambel Abs. 2 erfolgt durch·den Landeskirchenrat 
nach abgeschlossener Grundausbildung. 

(3) Den Lektoren gemäß Präambel Abs. 2 wird eine Lese­
predigt kostenlos von der Superintendentur zur Verfügung 
gestellt. Die Lektoren haben sich die Predigtvorlage inhalt­
lich anzueignen. 

(4) Die Beauftragung mit dem Recht zur freien Wortver­
kündigung gemäß Präambel Abs. 3 erfolgt für einen be­
stimmten Bereich. Sie wird auf bis zu zehn Jahre befristet; die 
Befristung kann verlängert werden. Der Dienst der Lektoren 
wird in den ersten beiden Jahren durch einen Mentor oder 
eine Mentorin begleitet. Die Bestellung der Mentoren erfolgt 
durch den Superintendenten oder die Superintendentin. 

§2 

Lektoren können in den Gemeinden, in die sie vom 
Superintendenten entsandt werden, den Gottesdienst leiten. 

§ 3 

(1) Die vom Landeskirchenrat beauftragten Lektoren 
werden in der Superintendentur, in der sie hauptsächlich 
tätig werden sollen, von dem zuständigen Superintendenten 
gemäß Agende eingeführt. Bei der Einführung wird die 
Urkunde über die Beauftragung ausgehändigt. 

(2) Die Lektoren sollen seelsorgerlieh begleitet werden. 

§4 

Die Dienstaufsicht über die Lektoren hat der zuständige 
Superintendent oder die zuständige Superintendentin. Er 

• 

• 
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oder sie stimmt den Einsatz mit den Lektoren ab. Lektoren 
und Pfarrer arbeiten eng zusammen. 

§ 5 

Die Lektoren tragen im Dienst eine angemessene Klei­
dung. 

§6 

(1) Die Verwaltung der Sakramente bleibt den ordinierten 
Pfarrern vorbehalten. 

(2) Die Lektoren können im Einzelfall durch die zustän­
digen Superintendenturen beauftragt werden, die Feier des 
Heiligen Abendmahls im Gottesdienst zu leiten. 

§ 7 

( 1) Durch die Beauftragung zum Lektorendienst wird ein 
kirchliches Dienstverhältnis nicht begründet. 

(2) Für den Dienst außerhalb ihrer Wohngemeinde stehen 
den Lektoren Wegegelder zu. . 

(3) Lektoren sind als ehrenamtliche Mitarbeiter für die 
Zeit der Wahrnehmung des Dienstes durch einen Haft­
pflicht- und Unfallsammelversicherungsvertrag sowie 
durch eine Dienstreisekaskoversicherung der Landeskirche 
in Schadensfällen abgesichert wie hauptamtliche kirchliche 
Mitarbeiter. 

( 4) Für den gehaltenen Gottesdienst kann eine Aufwands­
entschädigung gezahlt werden, deren Höhe von den Super­
intendenten unter Berücksichtigung der konkreten Situation 
festgesetzt wird. 

§ 8 

Die Lektoren sind zur Verschwiegenheit verpflichtet. 

§9 

(1) Die Superintendenten haben die Lektoren der Super­
intendentur mindestens einmal jährlich zu einer Bespre­
chung zusammenzurufen. 

(2) Der oder die Beauftragte für Lektorenarbeit ist zu die­
ser Besprechung einzuladen. 

(3) Die Lektoren werden einmal jährlich vom Gemeinde­
dienst zum Lektorentag eingeladen. 

§ 10 

(1) Beim Lektorentag wird auf die Dauer von sechs Jah­
ren ein Lektorenrat gewählt. 

Dem Lektorenrat gehören an: 

- der Leiter oder die Leiterin des Gemeindedienstes, 

- der oder die Beauftragte für Lektorenarbeit, 

ein vom Superintendentenkonvent gewählter Super­
intendent bzw. eine Superintendentin, 

- sechs bei dem Lektorentag gewählte Personen, davon 
aus jedem Aufsichtsbezirk zwei, 

- ein Vertreter oder eine Vertreterio nach Präambel Abs. 3. 

(2) Der Lektorenrat vertritt die Interessen der Lektoren in 
allen Angelegenheiten ihres Dienstes. Er berät und begleitet 
die Lektorenarbeit 

(3) Der Lektorenrat gibt sich eine Ordnung, die der Be­
stätigung durch den Landeskirchenrat bedarf. 

§11 

(1) Der Gemeindedienst der Evang.-Luth. Kirche in 
Thüringen ist fi!r die Aus- und Weiterbildung der Lektoren 
zuständig. Sie erfolgt in der Regel im Gemeindekolleg. 

(2) Der Leiter oder die Leiterin des Gemeindekollegs ist 
der oder die Beauftragte für die Lektorenarbeit 

(3) Inhalte und Dauer der Ausbildung werden vom Lekto­
renrat festgelegt und vom Landeskirchenrat bestätigt. 

( 4) Die Lektoren sind verpflichtet, spätestens nach fünf 
Jahren an einem Weiterbildungskurs teilzunehmen. 

§ 12 

( 1) Die Beauftragung zum Lektorendienst kann vom Lan­
deskirchenrat widerrufen werden. Vorher ist die betreffende 
Person anzuhören. Die Superintendenten können den 
Widerruf beim Landeskirchenrat beantragen. 

(2) Die Lektoren haben das Recht, den erteilten Auftrag 
zurückzugeben. 

§13 

Der Landeskirchenrat behält sich vor, nähere Ausfüh­
rungsbestimmungen zu erlassen. 

§ 14 

(1) Diese Änderung tritt am 1. Oktober 1998 in Kraft. 

(2) Gleichzeitig tritt die Verordnung über den Lektoren­
dienst in der Evang.-Luth. Kirche in Thüringen vom 
2. August 1962 (ABI. S. 193 f.) außer Kraft.*) 

Eisenach, denl4.August1998 

Der Landeskirchenrat 
der Ev.-Luth. Kirche in Thüringen 

Hoffmann 

Landesbischof 

*) Bezieht sich auf die ursprüngliche Ordnung vom 2. August 
1994. 

Evangelische Kirche von Westfalen 

Nr. 153 Verordnung für den Vorbereitungsdienst der 
Vikarinnen und Vikare der Evangelischen 
Kirche von Westfalen (Ausbildungsverord­
nung- Ausb VO-Vik). 

Vom 25. Juni 1998. (KABI. S. 121) 

Aufgrund von § 10 des Ausführungsgesetzes zum Pfar­
rer-Ausbildungsgesetz der Evangelischen Kirche der Union 
vom 11. November 1983 (KABI. S. 215), zuletzt geändert 
durch Kirchengesetz vom 15. November 1990 (KABI. 
S. 204), hat die Kirchenleitung folgende Verordnung erlas­
sen: 
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§ 1 

Dauer und Struktur des Vorbereitungsdienstes 

(1) Der Vorbereitungsdienst dauert in der Regel zweiein­
halb Jahre. Er ist durch verbindliche Phasen strukturiert mit 
den Schwerpunkten Orientierung, Seelsorge, Pädagogik, 
Gottesdienst und Verkündigung, Diakonie, Kybernetik. 

(2) Die Ausbildung erfolgt in drei aufeinander bezogenen 
Ebenen (Kirchengemeinde, Region, Seminare). 

(3) Die Zweite Theologische Prüfung ist in den Vorberei­
tungsdienst integriert. Sie soll nach zwei Jahren der Ausbil­
dung abgeschlossen werden. 

(4) Nach Abschluß der Zweiten Theologischen Prüfung 
wird der Vorbereitungsdienst im letzten Ausbildungshalb­
jahr mit einer Vertiefungs- und Integrationsphase fortge­
setzt, die in der Regel in der Vikariatsgemeinde stattfindet. 
Diese Zeit kann auch für ein Sondervikariat, ein Auslands­
vikariat oder ein Hochschulvikariat genutzt werden. 

(5) Der Vorbereitungsdienst kann im Rahmen eines Aus­
landsvikariates oder emes Hochschulvikariates verlängert 
werden. 

§2 

Verantwortung der Ausbildung 

(1) Die Gesamtverantwortung für die Ausbildung im Vor­
bereitungsdienst tragen die Kirchenleitung und das Landes­
kirchenamt 

(2) Unbeschadet von Absatz 1 kann die Verantwortung 
für die Durchführung der einzelnen Phasen dem Institut für 
Aus-, Fort- und Weiterbildung- für die Phase »Pädagogik« 
dem Pädagogischen Institut - übertragen werden. 

(3) Unter der Verantwortung des Instituts für Aus-, Fort­
und Weiterbildung bzw. des Pädagogischen Instituts wird 
die Ausbildung in der Region in Kooperation mit den Ge­
meindernentorinnen oder den Gemeindementoren (§ 4) von 
einer Regionalmentorin oder einem Regionalmentor beglei­
tet. 

§ 3 

Ständige Ausbildungskonferenz 

(1) Der Ausbildungsprozeß wird von einer »Ständigen 
Ausbildungskonferenz« (SAK) begleitet. 

(2) Mitglieder der SAK sind: 

a) die zuständigen Dezernentinnen oder Dezernenten des 
Ausbildungsdezernats, 

b) je eine Vertreterirr oder ein Vertreter des Instituts für 
Aus-, Fort- und Weiterbildung, des Pädagogischen Insti­
tuts, 

der Gemeindementorinnen und Gemeindementoren, 

der Regionalmentorinnen und Regionalmentoren, 

der Vikarinnen und Vikare sowie 

der Pfarrerinnen und Pfarrer im Probedienst 

(3) Die Mitglieder der SAK werden von der Kirchenlei­
tung berufen. 

(4) Die SAK tagt in regelmäßigen Abständen. 

§4 

Vikariatsort 

(1) Mit der Aufnahme in den Vorbereitungsdienst wird 
die Vikarin oder der Vikar für die Gesamtzeit der Ausbil-

dung einer Gemeindepfarrerin oder einem Gemeindepfauer 
als der Gemeindementorirr bzw. als dem Gemeindementor 
zur Ausbildung zugewiesen. 

(2) Im Rahmen eines Sondervikariates erfolgt die Zuwei­
sung zu der jeweiligen Leiterin bzw. dem jeweiligen Leiter 
der Einrichtung. 

§ 5 

Wohnung 

Die Wohnung der Vikarin oder des Vikars soll in der 
Vikariatsgemeinde liegen. Ausnahmen bedürfen der Zu­
stimmung des Landeskirchenamtes. 

§6 

Urlaub und Dienstbefreiung 

(l) Den Erholungsurlaub erteilt nach Abstimmung mit 
der jeweiligen Mentorirr oder dem jeweiligen Mentor auf 
Antrag die Superilltendentin oder der Superintendent des 
Kirchenkreises, in dem die Vikarin oder der Vikar Dienst 
tut. 

(2) In begründeten Fällen kann die Mentorirr oder der 
Mentor(§ 4)- während der Seminarzeiten die Leiterin oder 
der Leiter des jeweiligen Institutes bis zu achtundvierzig 
Stunden Dienstbefreiung erteilen. Darüber hinausgehende 
Dienstbefreiungen müssen - auf dem für die Dienstpost 
üblichen Wege -beim Landeskirchenamt beantragt werden. 

§7 

Fahrtkosten 

Die Erstattung von Fahrtkosten, die der Vikarin oder dem 
Vikar aus dienstlichem Anlaß entstehen, erfolgt. nach 
Grundsätzen, die das Landeskirchenamt beschließt. 

§ 8 

Amtsarztkosten 

Die Kosten der erforderlichen amtsärztlichen Unter­
suchungen werden von der Landeskirche getragen. 

§ 9 

Umzugskosten 

(1) Für einen vom Landeskirchenamt angeordneten Um­
zug aus Anlaß der Aufnahme in den Vorbereitungsdienst 
und der Einweisung in ein Vikariat erhält die Vikarin oder 
der Vikar auf Antrag eine Umzugskostenbeihilfe durch das 
Landeskirchenamt 

(2) Die Umzugskostenbeihilfe beträgt: 

1. bei einer Entfernung von weniger 
als 20 Kilometern 500,-DM 

2. bei einer Entfernung von mindestens 
20 Kilometern 750,-DM 

3. für die Ehegattin oder den Ehegatten 
zusätzlich 300,-DM 

4. für jedes weitere Familienmitglied 50,- DM 

höchstens bis zur Höhe aller nachgewiesenen mit dem 
Umzug zusammenhängenden Kosten. Kosten der Renovie­
rung der Wohnung sind von dieser Regelung ausgeschlos­
sen. Maßgebend für die Strecke gemäß Nummern 1 und 2 ist 
der Entfernungsanzeiger für Beförderungen im Umzugsver­
kehr. 

• 

• 
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(3) Als Mitglieder der Familie der Vikarin oder des Vikars 
im Sinne von Absatz 2 Nr. 4 gelten die Kinder, Pflegekinder 
und Stieflcinder, mit denen die Vikarin oder der Vikar vor 
und nach dem Umzug nicht nur vorübergehend in häuslicher 
Gemeinschaft lebt. 

(4) Ziehen Ehegatten, die beide dem Grunde nach an­
tragsberechtigt sind, in eine gemeinsame Wohnung, so wird 
die Umzugskostenbeihilfe in der Regel jedem von ihnen zur 
Hälfte gezahlt. Bei einem Einzug in die gemeinsame Woh­
nung aus zwei bisher getrennten Haushalten wird bei der 
Berechnung der gesamten Umzugskostenbeihilfe der Betrag 
gemäß Absatz 2 Nr. 1 oder Nr. 2 zweimal berücksichtigt; in 
diesem Falle entfällt der Betrag gemäß Absatz 2 Nr. 3. 

§ 10 

Durchführungsbestimmungen 

Die Durchführung der Ausbildung wird durch Richtlinien 
der Kirchenleitung geregelt. 

§11 

Zuständigkeiten 

Soweit in dieser Verordnung keine andere Zuständigkeit 
bestimmt ist, ist das Landeskirchenamt zuständig. 

§ 12 

Übergangs- und Schlußbestimmungen 

(1) Diese Verordnung tritt am 1. September 1998 in Kraft. 

(2) Für die Ausbildung der Vikarinnen und Vikare, die 
vor dem 1. September 1998 in den Vorbereitungsdienst auf­
genommen wurden, gelten weiterhin die Richtlinien zum 
Vorbereitungsdienst der Vikare der Evangelischen Kirche 
von Westfalen (Vikariatsrichtlinien VikRl) vom 
19. Februar 1985 (KABl. 1985 S. 35). 

(3) Mit Inkrafttreten dieser Verordnung treten die Richt­
linien über besondere finanzielle Hilfen für Vikarinnen und 
Vilcare (FHRI-Vik) vom 16. Mai 1991 (KABl. 1991 S. 145), 
zuletzt geändert durch Verordnung vom 18. September 1997 
(KABl. 1997 S. 187) außer Kraft. 

Bi e l e f e l d, den 28. Juli 1998 

Evangelische Kirche von Westfalen 

Die Kirchenleitung 

Dr. H o ff m a n n Dr. F r i e d r i c h 

Nr. 154 Richtlinien für den Vorbereitungsdienst der 
Vikarinnen und Vikare der Evangelischen 
Kirche von Westfalen (Vikariatsrichtlinien -
VikRI). 

Vom 25. Juni 1998. (KABl. S. 123) 

Aufgrund von § 10 der Verordnung für den Vorberei­
tungsdienst der Vikarinnen und Vikare der Evangelischen 
Kirche von Westfalen (Ausbildungsverordnung AusbVO­
Vik) vom 25. Juni 1998 werden zur Regelung von Einzel­
heiten der praktischen Ausbildung der Vikarinnen und 
Vikare folgende Richtlinien erlassen: 

I. Aufgaben und Ziele 
des Vorbereitungsdienstes 

1. Der Auftrag Jesu Christi an seine Gemeinde, das Evan­
gelium in der Welt zu bezeugen, ist grundsätzlich allen 
Christinnen und Christen anvertraut. Er wird in den viel­
fältigen Gaben aufgenommen und umgesetzt, die der 
Heilige Geist seiner Gemeinde schenkt. 

2. Aufgabe und Ziel des Vorbereitungsdienstes ist es, Kan­
didatinnen und Kandidaten der Theologie auf die haupt­
berufliche Arbeit und das besondere Amt einer Pfarrerin 
oder eines Pfarrers in der Kirche vorzubereiten. Sie sol­
len befähigt und ermutigt werden, den Dienst an Wort 
und Sakrament in qualifizierter Weise wahrzunehmen 
und sich dabei den aktuellen Herausforderungen in Kir­
che und Gesellschaft zu stellen. 

3. Die Evangelische Kirche von Westfalen schafft im Rah­
men ihrer Möglichkeiten die personellen und finanziel­
len Voraussetzungen für einen an diesem Ziel ausgerich­
teten Vorbereitungsdienst. Sie bietet den Vikarinnen und 
Vikaren während der Zeit des Vorbereitungsdienstes in 
personeller und fachlicher Hinsicht ein hohes Maß an 
Begleitung und Beratung an. Sie erwartet, daß dieses 
Angebot von allen an der Ausbildung Beteiligten in akti­
ver Mitarbeit wahrgenommen wird. 

4. Der Vorbereitungsdienst geschieht in unterschiedlichen 
Beziehungs- und Lemfeldern. Er dient der geistlichen, 
theologischen, kirchlichen und gesellschaftlichen Orien­
tierung sowie der Integration von Person und Berufsauf­
gabe der Vikarinnen und Vikare. 

5. Der Vorbereitungsdienst ermöglicht neben einer für alle 
verbindlichen Grundausbildung auch individuelle 
Schwerpunktsetzungen. Insgesamt wird von den Vika­
rinnen und Vikaren erwartet, daß sie ihren Ausbildungs­
prozeß verantwortlich mitgestalten. Die Qualität der 
Ausbildung hängt auch davon ab, daß sie sich selbst mit 
ihrer Motivation und mit ihrem Engagement, mit ihren 
besonderen Interessen und Möglichkeiten aktiv in die­
sen Ausbildungsprozeß einbringen. 

II. Struktur und Durchführung 
des Vorbereitungsdienstes 

1. Für die Ausbildung im Vorbereitungsdienst sind drei 
unterschiedliche, aufeinander bezogene Lernebenen 
vorgesehen. 

1.1 Hauptbezugspunkt des Vorbereitungsdienstes ist die 
Arbeit als Pfarrerin oder Pfarrer in einer Kirchen­
gemeinde. In der Kirchengemeinde sowie in anderen 
über- bzw. außergemeindlichen Praxisfeldern geht es 
vorwiegend um Beobachtung und Wahrnehmung, Pla­
nung, Erprobung, eigene Gestaltung, Reflexion und 
Weiterentwicklung eigener Praxis. 

1.2 In der Region steht die kontinuierliche Praxis-Reflexion 
in einer sach-, beziehungs- und personenorientierten 
Gruppenarbeit im Vordergrund. 

1.3 In den Seminaren (Institut für Aus-, Fort- und Weiter­
bildung, Pädagogisches Institut, landeskirchliche Ämter 
und Werke sowie ggf. Eimichtungen anderer Träger) 
geht es vorwiegend um vertiefende Theoriearbeit und 
praxisorientierte Übungen. 

2. Der Vorbereitungsdienst ist durch verbindliche Phasen 
strukturiert. In der Abfolge dieser Phasen soll im Verlauf 
des Vorbereitungsdienstes die Mehrdimensionalität des 
Pfarrberufes erfahren werden. 
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Die Ausbildung beginnt mit einer Orientierungs­
phase. Die weiteren fünf Phasen sind an folgenden 
Handlungsteldem pastoraler Arbeit ausgerichtet: Seel­
sorge, Pädagogik, Homiletik/Liturgik, Diakonie und 
Kybemetik. Der Vorbereitungsdienst endet mit einer 
Vertiefungs- und Integrationsphase. 

3. Ausbilderinnen und Ausbilder im Vorbereitungsdienst 
sind: 

Gemeindementorinnen und Gemeindementoren so­
wie Mentorinnen und Mentoren in über- bzw. außer­
gemeindlichen Praxisfeldem, 

Regionalmentorinnen und Regionalmentoren, 

Dozentinnen und Dozenten in den Seminaren, 

Fachreferentinnen und Fachreferenten. 

3.1 Die Ausbilderinnen und Ausbilder kommen regelmäßig 
zusammen, um Erfahrungen auszutauschen, aktuelle 
Fragen zu besprechen und Verabredungen zu treffen. 

3.2 Die Ausbilderinnen 1111d Ausbilder sind zur Fortbildung 
verpflichtet. Ausbildungsbezogene Fortbildung und 
Supervision sind anzustreben. 

3.3 Die Arbeit der Regionalmentorinnen und Regionalmen­
toren wird vom Institut für Aus-, Fort- und Weiterbil­
dung in der Phase »Pädagogik« vom Pädagogischen 
Institut - verantwortet und koordiniert. 

III. Übergreifende Aspekte 
des Vorbereitungsdienstes 

Der Vorbereitungsdienst bezieht in allen Phasen und auf 
allen Lemebenen kontinuierlich folgende übergreifende 
Aspekte ein: 

1. Wissenschaftliche Theologie: Im Vorbereitungsdienst 
haben die Vikarinnen und Vikare die Aufgabe, ihre im 
Theologiestudium erworbenen Kenntnisse und Einsich­
ten in der Auseinandersetzung mit dem kirchlichen und 
gesellschaftlichen Leben fruchtbar zu machen und zu 
erweitern. Dies geschieht in ständiger wissenschaftlich­
theologischer Reflexion der anstehenden Herausforde­
rungen und Probleme. Der lebendige Bezug zu Frage­
stellungen der Biblischen Theologie und der Systemati­
schen Theologie ist dabei ebenso unverzichtbar wie die 
intensive Beschäftigung mit der Kirchen- und Dogmen­
geschichte (auch speziell der westfälischen Kirchen­
geschichte) und die gezielte Berücksichtigung der prak­
tisch-theologischen Literatur. 

2. Spiritualität: Der Vorbereitungsdienst gibt den Vikarin­
nen und Vikaren Gelegenheit, ihre Frömmigkeit und 
ihre geistliche Orientierung unter ständiger Reflexion 
anstehender theologischer Themen und Fragestellungen 
weiterzuentwickeln und entsprechend die Gestaltwer­
dung des Glaubens in Gemeinde und Kirche mitzutra­
gen und kritisch zu begleiten. Er fördert die Möglichkei­
ten, im eigenen Vollzug, im gemeinsamen Gespräch und 
in unterschiedlicher Gestaltung persönlichen Glauben 
und authentische Formen gelebter Spiritualität zu ent­
wickeln. 

3. Ökumene: Der Vorbereitungsdienst trägt dazu bei, daß 
die Vikarinnen und Vikare ihren eigenen Glauben und 
ihre Kirche im Horizont interkonfessioneller, inteneli­
giöser und weltweiter Zusammenhänge verstehen. 
Dabei ist zu prüfen, wie die ökumenische Dimension in 
gemeindliches Handeln eingebracht und mit der ört­
lichen Situation verknüpft werden kann. 

4. Geschlechterdifferenz: Der Vorbereitungsdienst trägt 
dazu bei, daß die Vikarinnen und Vikare die geschieht-

lieh-sozialen Hintergründe der Festlegung von Frauen­
und MännenaUen reflektieren. Die Integration von Ge­
schlechtsrolle und Berufsrolle ist eine Voraussetzung für 
eine gelingende pastorale Praxis. Daneben gilt es, die 
Geschlechterdifferenz in der Gemeindewirklichkeit und 
in der kirchlichen Realität so wahrzunehmen und zu 
thematisieren, daß produktive Überschreitungen der 
festgelegten Rollen in Gang kommen können. 

5. Kooperation und Kommunikation: Der Vorberei­
tungsdienst gibt den Vikarinnen und Vikaren die Mög­
lichkeit, ihre Fähigkeit zur Kommunikation und Koope­
ration zu stärken und weiterzuentwickeln. Pfanerinnen 
und Pfaner arbeiten mit Gemeindegliedern sowie mit 
ehren-, neben- und hauptamtlichen Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeitern sowie untereinander zusammen. Es 
gilt, dieses Beziehungsgeflecht wahrzunehmen, sich der 
konstruktiven Zusammenarbeit zu öffnen und die Bezie­
hungen entsprechend zu gestalten. 

Diese übergreifenden Aspekte sollen den Lebens- und 
Lemprozeß der Vikarinnen und Vikare während des Vorbe­
reitungsdienstes durchgehend mitbestimmen. Sie sind des­
halb von allen Ausbilderinnen und Ausbildern- ungeachtet 
der verschiedenen inhaltlichen Ausrichtung der einzelnen 
Phasen - hinreichend zur Geltung zu bringen. 

IV. Inhaltliche Schwerpunkte 
und zeitlicher Ablauf der einzelnen Phasen 

1. Orientierungsphase 

Die Orientierungsphase ermöglicht den Vikarinnen und 
Vikaren einen persönlichen und sachgemäßen Einstieg in 
das Gemeindeleben. Die Menschen sollen kennengelemt 
und ihr soziales Umfeld erkundet werden. Die Geschichte, 
die Lebensformen und die Frömmigkeitsgestalten der Kir­
che vor Ort sind wahrzunehmen, praxisleitende Vorstellun­
gen für die kirchliche Arbeit zu erfragen und zu entwickeln. 

Die Orientierungsphase dauert etwa acht Wochen. Davon 
finden zur Vorbereitung und Auswertung zwei Wochenkurse 
im Institut für Aus-, Fort- und Weiterbildung statt. Eine Stu­
diensequenz ist der westfälischen Kirchengeschichte gewid­
met. 

2. Ausbildungsphase >:Seelsorge« 

In dieser Phase lernen die Vikarinnen und Vikare, das 
eigene Verhalten in kommunikativen Beziehungen besser 
wahrzunehmen (Selbsterfahrung) und anderen Menschen zu 
einem tieferen Verständnis ihrer Situation zu verhelfen 
(Fremdverstehen). Der Blick für die seelsorglichen Mög­
lichkeiten und die kommunikativen Strukturen in Gemeinde 
und Gesellschaft soll geschärft und die Fähigkeit entwickelt 
werden, den christlichen Glauben so zur Sprache zu brin­
gen, daß er für die Menschen Lebensrelevanz erhält (reli­
giöse Sprachfähigkeit). 

Die Phase »Seelsorge« dauert etwa zehn Wochen. Primä­
rer Erfahrungshorizont ist die eigene Kirchengemeinde. Da­
neben gibt es ein Seelsorgepraktikum in einer Institution 
(z. B. Krankenhaus, Altenheim). Zugleich enthält diese 
Phase neben den Treffen der Regionalgruppe einen Ein­
führungskurs. 

3. Ausbildungsphase >>Pädagogik« 

Diese Ausbildungsphase bezieht sich auf drei Bereiche: 
auf den Religionsuntenicht in der Schule, auf den Konfir­
mandenunterricht in der Gemeinde und auf den Bereich der 
Gemeindepädagogik. In dieser Phase können die Vikarinnen 
und Vikare -lernen, wie sie die christliche Glaubensüber­
lieferung pädagogisch verantwortet in der Schule, im Kon-

t 

t 
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finnandenunterricht sowie in Bildungs- und Erziehungsan­
geboten der Gemeinde erschließen und weitergeben können. 
Dabei sollen sie befähigt werden, das eigene Profil des 
jeweiligen Lernortes zu berücksichtigen, die besonderen 
Chancen und Herausforderungen in den einzelnen Berei­
chen zu erkennen und den unterschiedlichen Zielgruppen 
gerecht zu werden. 

Die Phase mit dem inhaltlichen Schwerpunkt »Pädago­
gik« dauert insgesamt etwa 24 Wochen. Sie dient u. a. auch 
dem Ziel, die Lehrbefähigung der Pfarrerinnen und Pfarrer 
an öffentlichen Schulden sicherzustellen. Der primäre Er­
fahrungshorizont ist einerseits die Schule, andererseits die 
Kirchengemeinde. Die einzelnen Teilphasen sind was 
Hospitation und eigene pädagogische Praxis betrifft- inein­
ander verschränkt. Auf der Regionalebene werden während 
dieser Phase Fachbegleiterinnen und Fachbegleiter mit reli­
gionspädagogischer bzw. gemeindepädagogischer Qualifi­
zierung hinzugezogen. Die Regionalgruppe trifft sich außer­
dem zu regionalen Studientagen. Zur Einführung in das 
Schulpraktikum, während der Konfirmandenarbeit und 
während der gemeindepädagogischen Arbeit wird je ein 
Kurs im Pädagogischen Institut angeboten. 

4. Ausbildungsphase 
»Gottesdienst und Verkündigung« 

In dieser Ausbildungsphase erhalten die Vikarinnen und 
Vikare Gelegenheit, ihre bisherige gottesdienstliche Praxis 
zu reflektieren, sie in liturgischer und homiletischer Hin­
sicht zu vertiefen und weiterzuentwickeln sowie die Mit­
beteiligung der Gemeinde an der Gestaltung des gottes­
dienstlichen Lebens zu fördern. 

Die Phase »Gottesdienst und Verkündigung« dauert etwa 
16 Wochen. Der primäre Erfahrungshorizont ist die Kir­
chengemeinde. Die Phase enthält neben den Treffen der 
Regionalgruppe drei Kurse im Institut für Aus-, Fort- und 
Weiterbildung: einen Einführungskurs, einen Kurs zu den 
Amtshandlungen und am Ende einen Kurs zu theologischen 
Grundfragen von Gottesdienst und Verkündigung. 

5. Ausbildungsphase »Diakonie« 

Den Vikarinnen und Vikaren wird in dieser Phase vermit­
telt, daß und auf welche Weise Diakonie ein Lebens- und 
Wesensmerkmal der Kirche ist. Es soll deutlich werden, daß 
sich die Rahmenbedingungen des Sozialstaates ohne Institu­
tionalisierung und Professionalisierung nicht erfüllen lassen 
und inwiefern die christliche Gemeinde für aktuelle Heraus­
forderungen an ihr helfendes Handeln offenbleiben muß. 

Die Phase »Diakonie« dauert etwa acht Wochen. Haupt­
bezugsfelder des Lernprozesses sind die dialeonische Arbeit 
der Kirchengemeinde, die dialeonischen Einrichtungen des 
Kirchenkreises und die dialeonischen Einrichtungen auf lan­
deskirchlicher Ebene. Neben den Treffen der Regional­
gruppe enthält diese Phase regionale Studientage und zwei 
Kurse im Institut für Aus-, Fort- und Weiterbildung. 

6. Ausbildungsphase »Kybernetik« 

Hier wird den Vikarinnen und Vikaren das Angebot ge­
macht, die professionelle Mitbeteiligung an der Leitung der 
Gemeinde zu reflektieren und einzuüben. Dazu gehört es, 
das Recht, insbesondere das kirchliche Recht als eigenstän­
diges und eigengeartetes Recht in seinen Grundzügen zu er­
fassen. Die Aufgaben auf den verschiedenen Praxisfeldern 
sollen planvoll organisiert, im Blick auf ihre rechtlichen und 
finanziellen Bedingungen verantwortet und in der gesell­
schaftlichen Öffentlichkeit auf angemessene Weise präsent 
gehalten werden. Konzentration auf das Wesentliche, be­
wußte Prioritätensetzung und ein rationeller Umgang mit 

der zur Verfügung stehenden Zeit sind dabei ebenso als An­
forderungen zu erkennen wie die Fähigkeit zur zielgerichte­
ten Kommunikation und Kooperation mit Kolleginnen und 
Kollegen sowie anderen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern. 

Die Phase mit dem inhaltlichen Schwerpunkt »Kyberne­
tik« dauert etwa acht Wochen. Der wesentliche Erfahrungs­
horizont ist die Kirchengemeinde. Neben den regelmäßigen 
Treffen der Regionalgruppe findet zu Beginn und während 
der Phase ein Kurs im Institut für Aus-, Fort- und Weiterbil­
dung statt. Darin enthalten ist eine Studiensequenz zum 
Thema >>Kirchenrecht und kirchliche Verwaltung«. Den Ab­
schluß bildet eine Seminarwoche der Regionalgruppen ge­
meinsam mit anderen kirchlichen Mitarbeiterinnen und Mit­
arbeitern. 

7. Vertiefungs- und Integrationsphase 

Nachdem die schriftlichen Leistungen der Zweiten Theo­
logischen Prüfung während des bisherigen Vorbereitungs­
dienstes erbracht wurden, beginnt nach dem mündlichen 
Teil der Zweiten Theologischen Prüfung die Vertiefungs­
und Integrationsphase. 

Sie soll das Bindeglied zwischen Vorbereitungsdienst und 
selbstverantworteter Berufstätigkeit sein. Deshalb erhalten 
die Vikarinnen und Vikare in der Regel Gelegenheit, in ihrer 
Vikariatsgemeinde die maßgeblichen Tätigkeiten des Pfmr­
berufs eigenverantwortlich zu übernehmen, um sich auf 
diese Weise in die vielfältigen Anforderungen ihres künfti­
gen Berufs einzuarbeiten. 

Außerdem besteht die Möglichkeit, in der Vertiefungs­
und Integrationsphase zusätzliche inhaltliche Schwerpunkte 
zu setzen, z. B. in speziellen Ausbildungsbereichen beson­
dere Kompetenzen zu erwerben, in Ämtern und Einrichtun­
gen kirchlicher und nichtkirchlicher Träger ein Sondervika­
riat durchzuführen, ein Auslandsvikariat oder ein Hoch­
schulvikariat zu absolvieren. Solche besonderen Schwer­
punktsetzungen sind rechtzeitig zu beantragen und mit dem 
Ausbildungsdezernat abzusprechen. 

Die Dauer der Vertiefungs- und Integrationsphase richtet 
sich nach dem Zeitpunkt des mündlichen Teils der Zweiten 
Theologischen Prüfung. Die Erfahrungen der Vertiefungs­
phase sollen nach Möglichkeit im Rahmen der bisherigen 
Regionalgruppe ausgetauscht werden. 

V. Curriculum 

Die Ausbildungsinhalte der einzelnen Phasen werden in 
einem Curriculum beschrieben, das das Landeskirchenamt 
beschließt. 

VI. Übergangs- und Schlußbestimmungen 

Diese Richtlinien treten am 1. September 1998 in Kraft. 

Für die Ausbildung der Vikarinnen und Vikare, die vor 
dem 1. September 1998 in den Vorbereitungsdienst aufge­
nommen wurden, gelten weiterhin die Richtlinien zum Vor­
bereitungsdienst der Vikare der Evangelischen Kirche von 
Westfalen (Vikariatsrichtlinien - VikRl) vom 19. Februar 
1985 (KABI. S. 35). 

Bielefeld, den28.Julil998 

Evangelische Kirche von Westfalen 

Die Kirchenleitung 

Dr. H o ff m a n n Dr. F r i e d r i c h 
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D .. Mitteilungen aus der Okumene 

E .. Staatliche Gesetze, Anordnungen 
und Entscheidungen 

F .. Mitteilungen 

Evangelische Kirche in Deutschland 

- Kirchenamt -

Auslandsdienst 
in der Evangelischen Synode Deutscher Sprache 

in Großbritannien 
mit Dienstsitz in Manchester 

In Nordengland entsteht zum 1. September 1999 aus bis­
her zwei eigenständigen Pfarrbezirken ein ausgedehnter, 
neuer Pfarramtsbereich. 

Die Evangelische Synode Deutscher Sprache in GE sucht 

eine(n) Pfarrer(in), 

die (der) für den auf sechs Jahre begrenzten Zeitraum zu 
einem reiseintensiven pastoralen Dienst bereit ist. 

Hauptaufgaben sind neben Gottesdiensten an sieben 
Orten die Gewinnung neuer Gemeindeglieder und Schwer­
punktbildung in einem großflächigen Gebiet. Die Bereit­
schaft zu einer überregionalen Mit- und Zusammenarbeit im 
Bereich der Synode wird erwartet. 

Gottesdienste und Amtshandlungen sind in Deutsch und 
Englisch zu halten. Gute englische Sprachkenntnisse wer­
den vorausgesetzt. Darüber hinaus wird, falls erforderlich, 
ein Intensivkurs in Englisch vor Dienstantritt angeboten. 

Im Raum Manchester existiert keine deutsche Schule. 

Die Ausschreibungsunterlagen bitten wir schriftlich an-
zufordern beim: 

Kirchenamt der EKD 
Hauptabteilung III 
Postfach 21 02 20 
30402 Hannover 
Telefon (05 11) 27 96- 127 oder 128 
Telefax (05 11) 27 96- 7 25 
E-Mail: europa@ekd.de 

Bewerbungsfrist: 30. November 1998 (Eingang beim 
Kirchenamt der EKD). 

Auslandsdienst in Peru 

Die Evangelische Lutherische Kirche in Peru, Lima sucht 
zum 15. Juni 1999 für die deutschsprachige Gemeinde (ca. 
250 Mitglieder und deren Angehörige) einein 

Pfarrer/in. 

Erwartet werden 

- Freude an der Verkündigung, 

- Verständnis für ein Land, das durch soziale und ethni­
sche Kontraste geprägt ist, 

Toleranz in bezug auf verschiedene Frömmigkeitsfor­
men und eine ökumenische Einstellung, 

- Fähigkeit zur Kommunikation und Organisation, 

Bereitschaft zur Zusammenarbeit mit einem Team 
ehrenamtlicher Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter. 

Zur Gemeinde gehören eine Kindertagesstätte in einem 
Arbeiterviertel und ein sich selbst tragender Entwicklungs­
dienst. In Lima gibt es eine Deutsche Schule mit Abitur­
abschluß. 

Ein Intensivkurs zum Erlernen der spanischen Sprache ist 
vorgesehen. 

Die Ausschreibungsunterlagen bitten wir schriftlich an-
zufordern beim: · 

Kirchenamt der EKD 

Postfach 210220 

30402 Hannover 

Telefon (0511) 2796-227 oder 228 

Telefax (05 11) 27 96-7 17 

E-Mail: uebersee@ekd.de 

Bewerbungsfrist 15. Dezember 1998 (Eingang beim 
Kirchenamt der EKD). 

t 

t 
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